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Die Arbeit beginnt mit einem Blick auf die Entstehung der Open­Access­Bewegung und er­
klärt die zentralen Begriffe Open Access zu Textpublikationen und Forschungsdaten und 
stellt das Zweitveröffentlichungsrecht vor. Die Vorstellung der beschlossenen Open­Access­
Strategien, zusammen mit der Untersuchung von Wahlprogrammen und Koalitionsverträgen 
vermittelt einen Gesamteindruck zum aktuellen Open­Access­Stand in den Ländern. Bereits 
seit zehn Jahren ist die Forderung nach Open Access, dem freien Zugang zu wissenschaftli­
chen Informationen, Bestandteil der Wahlprogramme politischer Parteien. Trotzdem be­
schlossen erst in den Jahren 2014 und 2015 die Länder Baden­Württemberg, Berlin und 
Schleswig­Holstein landesweite Konzepte zur Open­Access­Förderung. Im Sommer 2016 
wird unter den politischen Parteien in Deutschland eine schriftliche Befragung durchgeführt. 
Ziel der Befragung ist die Ermittlung der Positionen der Parteien, um Rückschlüsse auf die 
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Seit über 10 Jahren fordern politische Parteien in Bundes­ und Landtagswahlprogrammen 
freien Zugang zu Ergebnissen öffentlich finanzierter Forschung. Im Jahr 2011 beschlossen 
in Baden­Württemberg Bündnis 90/Die Grünen (Grüne) und SPD ­ als erste Landesregie­
rung überhaupt ­ in ihrer Koalitionsvereinbarung Der Wechsel beginnt die Entwicklung 
einer Open­Access­Strategie; 2014 legten sie mit E-Science ein bundesweit einzigartiges 
Konzept vor. Ein halbes Jahr später folgte die Landesregierung Schleswig­Holstein, im 
Oktober 2015 legte das Land Berlin die dritte Strategie vor. Weitere Open­Access­
Strategien planen derzeit die Bundesregierung, Hamburg, Niedersachsen und Thüringen. 
Werden diese tatsächlich umgesetzt, verbindet sie mit den bereits beschlossenen eine  
Gemeinsamkeit: sie sind in den Koalitionsverträgen ankündigt bzw. in dessen Anhang, wie 
im Fall Schleswig­Holstein. Die berühmte Ausnahme von der Regel stellt die Berliner 
Strategie dar, die nicht auf Initiative der Landesregierung, sondern der Fraktion der Pira­
tenpartei Deutschland (Piraten) entwickelt wurde. Es besteht also i.d.R. ein parteiüber­
greifender Konsens darüber, dass Open Access staatlicher Förderung bedarf bevor die 
Entwicklung einer Strategie in den Koalitionsvertrag aufgenommen wird. Voraussetzung 
dafür ist, dass die einzelnen Parteien eine Position zum Thema Open Access vertreten. Bei 
den Parteien CDU/CSU, Die Linke (Linke), Grüne und SPD ist davon auszugehen, da ihre 
Wahlprogramme zur Bundestagswahl 2013 Aussagen zu Open Access enthielten. Zur 
Überprüfung der Annahme wurden im Sommer 2016 ausgewählte Parteien und Landes­
verbände schriftlich zu ihren Positionen befragt. Die Durchführung der Untersuchung ist 
in dieser Arbeit dokumentiert. 
 
Die Arbeit ist in die Bereiche Forschungsstand und empirische Untersuchung unterteilt. 
Der erste Teil beginnt mit den Begriffserklärungen Open Access zu Textpublikationen, 
Forschungsdaten und Zweitveröffentlichungsrecht. Es folgen der aktuelle Stand der Open­
Access­Strategien und eine Übersicht der Bundestagswahlprogramme der Jahre 2005, 
2009 und 2013 mit Open­Access­Aussagen. Im praktischen Teil der Arbeit wird die Me­
thode der Datenerhebung vorgestellt, einschließlich der Durchführung der Befragung und 
Ergebnisdarstellung. Die Datenauswertung enthält eine Zusammenfassung der Partei­




2. Forschungsstand Parteien und Open Access 
2.1 Open Access zu Textpublikationen 
Die Anfänge der Open­Access­Bewegung lassen sich durch Peter Subers Timeline of the 
Open Access Movement1 bis in die Vereinigten Staaten Mitte der 1960er Jahre zurück­
verfolgen. Eine der bedeutsamsten Initiativen startete Paul Ginsparg im August 1991 mit 
der Gründung von arXiv2. Der Open­Access­Server (Repository) entwickelte sich zu einem 
der größten und meistgenutzten und bietet heute Zugang zu über 1 Million Aufsätzen, vor­
rangig aus den Bereichen Physik, Mathematik und Informatik. Die technische Vorausset­
zung, wissenschaftliche Ergebnisse innerhalb kürzester Zeit mit anderen zu teilen, war mit 
der Entwicklung des Internets gegeben. Dem gegenüber stand das Publikationsverhalten 
der Wissenschaftler, deren Aufsätze in subskriptionsbasierten Zeitschriften erschienen. 
Dem konventionellen Publikationsmodell der Wissenschaftsverlage liegt die Abtretung der 
ausschließlichen Nutzungsrechte der Autoren an die Verlage zugrunde, d.h. die Autoren 
verlieren damit die Rechte zur weiteren Nutzung ihrer Werke. Die dadurch erreichte    
Monopolstellung vieler Verlage führte zu stetig steigenden Abonnementkosten für Zeit­
schriften und damit für deren Hauptabnehmer, wissenschaftliche Bibliotheken. In den 
STM­Fächern (Science, Technology, Medicine) lag nach Dewatripont et al. (2006, S. 5) die 
Steigerungsrate der Zeitschriftenpreise in den Jahren 1975 bis 1995 bei 200 bis 300 % 
über der Inflationsrate. Die Bibliotheken bestellten aufgrund zunehmender Etatkürzungen 
immer mehr Zeitschriften ab, was zu weiteren Preissteigerungen seitens der Verlage   
führte um die Abbestellungen zu kompensieren. Dieser Kreislauf führte zu einer immer 
unzureichenderen Literaturversorgung für Wissenschaftler3 und erst aus dieser sog. Zeit­
schriftenkrise heraus, entwickelte sich die weltweite Dynamik der Open­Access­
Bewegung. 
 
Wie von Herb (2012, S. 11) festgestellt, existiert bis heute keine einheitliche Definition des 
Begriffs Open Access zu Textpublikationen. Das Prinzip des freien Zugangs zu wissen­
schaftlichem Wissen beschrieb erstmals der 2002 veröffentlichte Aufruf der Budapest 
Open Access Initiative (BOAI). Bezug nehmend auf die Tradition der Wissenschaft, in 
Fachzeitschriften zu publizieren, bezog sie sich ausschließlich auf Peer­Reviewed­
Zeitschriftenaufsätze: „Open access meint, dass diese Literatur kostenfrei und öffentlich 
im Internet zugänglich sein sollte, so dass Interessierte die Volltexte lesen, herunterla-
den, kopieren, verteilen, drucken, in ihnen suchen, auf sie verweisen und sie auch sonst 
                                                        
1 http://legacy.earlham.edu/~peters/fos/timeline.htm [letzter Zugriff: 12.9.2016] bzw. 
http://oad.simmons.edu/oadwiki/Timeline [letzter Zugriff: 12.9.2016] 
2 Seit dem Wechsel von Paul Ginsparg vom Los Alamos National Laboratory an die Cornell Univer­
sity wird arXiv von der Cornell University Library betrieben: https://arxiv.org/ [letzter Zugriff: 
12.9.2016] 




auf jede denkbare legale Weise benutzen können, ohne finanzielle, gesetzliche oder tech-
nische Barrieren jenseits von denen, die mit dem Internet-Zugang selbst verbunden 
sind.“ (Budapest Open Access Initiative, 2002). Diesem Aufruf folgten 2003 das Bethesda 
Statement on Open Access Publishing4 und die Berliner Erklärung über den offenen Zu-
gang zu wissenschaftlichem Wissen (Berliner Erklärung). Deren Unterzeichner „… defi-
nieren den offenen Zugang oder den ‚Open Access’ als eine umfassende Quelle menschli-
chen Wissens und kulturellen Erbes, die von der Wissenschaftsgemeinschaft bestätigt 
wurden.“ (Berliner Erklärung über den offenen Zugang zu wissenschaftlichem Wissen, 
2003). 
 
Bereits die BOAI nennt zwei konkrete Wege um das Ziel des freien Zugangs zu erreichen. 
Die Speicherung von Pre­ und Postprints der Aufsätze, die zuvor in konventionellen Ver­
lagen erschienen sind, auf Open­Access­Repositorien. Ursprünglich als Self­Archiving 
oder Selbstarchivierung bezeichnet, ist diese Variante heute vorwiegend als grüner Weg 
oder green road bekannt. Den Ausdruck green road prägten Harnad et al. (2004) als Be­
zeichnung für die Kulanz, quasi das grüne Licht, der Verlage, zur Selbstarchivierung. Au­
toren sind i.d.R. auf deren Entgegenkommen angewiesen, es sei denn, sie haben vor der 
Erstveröffentlichung eine Vereinbarung über die Selbstarchivierung getroffen. Der golde­
ne Weg oder die golden road bezeichnet die Erstveröffentlichung wissenschaftlicher Bei­
träge in Open­Access­Zeitschriften und ­Verlagen. Im Open­Access­Geschäftsmodell über­
tragen die Autoren den Verlagen nicht das ausschließliche, sondern das einfache Nut­
zungsrecht. Damit dürfen sie ihre Werke selbst uneingeschränkt weiter nutzen. Zur Quali­
tätssicherung verwenden beide Geschäftsmodelle ein Peer­Review­Verfahren. 
 
2.2 Open Access zu Forschungsdaten 
Grundlage wissenschaftlichen Arbeitens bilden Forschungsdaten. Abhängig vom jeweili­
gen Fachgebiet entstehen sie u.a. durch Experimente, Erhebungen oder Messungen und 
liegen bspw. als Laborwerte, Messdaten oder Fragebögen vor. Laut der Berliner Erklä-
rung sollen Forschungsdaten, genau wie wissenschaftliche Publikationen, kostenfrei zu­
gänglich und nachnutzbar zur Verfügung stehen: „Open Access-Veröffentlichungen um-
fassen originäre wissenschaftliche Forschungsergebnisse ebenso wie Ursprungsdaten, 
Metadaten, Quellenmaterial, digitale Darstellungen von Bild- und Graphik-Material und 
wissenschaftliches Material in multimedialer Form.“ (Berliner Erklärung über den 
offenen Zugang zu wissenschaftlichem Wissen, 2003). 
 
                                                        




Im Zuge der Novellierung des Gesetzes über Urheberrecht und verwandte Schutzrechte 
(UrhG) traten am 1. Januar 2014 drei Änderungen an § 38 Beiträge zu Sammlungen in 
Kraft. Die ersten zwei Änderungen betreffen Absatz 1, hier wurde das Nutzungsrecht zur 
Vervielfältigung und Verbreitung jeweils um die öffentliche Zugänglichmachung erweitert. 
Die dritte und wesentlichste Änderung betrifft den neu hinzugefügten Absatz 4, das sog. 
Zweitveröffentlichungsrecht (ZVR). Durch die Zweitveröffentlichung sollten Autoren das 
Recht erhalten, wissenschaftliche Beiträge nach der Erstveröffentlichung auf Open­
Access­Repositorien zu speichern. Aufgrund mehrerer Einschränkungen ist das in dieser 
Form beschlossene ZVR auf viele dieser Beiträge nicht anwendbar. Dazu gehören z.B. Bei­
träge aus Sammel­ und Konferenzbänden, da die Erstveröffentlichung „in einer periodisch 
mindestens zweimal jährlich erscheinenden Sammlung erschienen“ sein muss; dieses 
Kriterium trifft allerdings nur auf Zeitschriftenaufsätze deutscher Verlage zu. Weiterhin 
erhalten die Autoren nicht die Rechte an der Verlags­, sondern der akzeptieren Manu­
skriptversion (i.d.R. ohne Formatierung und Paginierung des Verlags) und das erst nach 
einer Frist von 12 Monaten. Auch darf die Zweitveröffentlichung keinem gewerblichen 
Zweck dienen, damit ist die kommerzielle Veröffentlichung ausgeschlossen. Die gravie­
rendste Einschränkung betrifft die Autoren selbst. Das ZVR gilt zudem nur für Beiträge 
die „im Rahmen einer mindestens zur Hälfte mit öffentlichen Mitteln geförderten For-
schungstätigkeit entstanden sind.“ Damit sind Beiträge gemeint, die durch Drittmittel 
finanziert werden. Der Passus schließt damit Beiträge der regulär an Hochschulen be­
schäftigten Wissenschaftler aus, da sie aus der Grundausstattung der Hochschulen finan­
ziert werden (Herb, 2015, S. 58­59). 
 
2.4 Open-Access-Strategien 
Die Bezeichnung Open­Access­Strategie wird je nach Kontext unterschiedlich verwendet. 
Im Hinblick auf die Geschichte der Open­Access­Bewegung sind die zwei Open­Access­
Strategien gemeint, die heute als grüner und goldener Weg bekannt sind. 
 
Die einzelnen Bausteine der Open-Access-Strategien für wissenschaftliche Einrichtun-
gen5 der Schwerpunktinitiative Digitale Information werden am Beispiel der Technischen 
Universität Chemnitz (TU Chemnitz) kurz vorgestellt. Am 4. Juni 2015 bekannte sich die 
TU Chemnitz mit der Unterzeichnung der Berliner Erklärung öffentlich zu Open Access. 
                                                        
5 Herausgeben von der Arbeitsgruppe Open Access der Schwerpunktinitiative Digitale Information 
der Allianz der deutschen Wissenschaftsorganisationen: https://www.bmbf.de/files/open­access­
strategien.pdf [letzter Zugriff: 12.9.2016] 
5 
 
Grundlage dieses Bekenntnisses ist die im März 2006 beschlossene institutionelle Selbst­
verpflichtung (Open Access Policy) und deren Erweiterung im Juli 20156 mit Angabe ihrer 
Open­Access­Angebote. Seit 1995 besteht mit MONARCH bzw. MONARCH­Qucosa7 ein 
Angebot zur Veröffentlichung auf dem grünen Weg. Hier archiviert die TU Chemnitz auf­
grund des hybriden Publikationsmodells8 zusätzlich alle Veröffentlichungen des 2009 
gegründeten Universitätsverlags9. Weiterhin unterstützt sie seit 2013 u.a. durch die Teil­
nahme am Förderprogramm der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG), Open-
Access-Publizieren10, ihre Wissenschaftler mit einem Publikationsfonds bei der Veröffent­
lichung in Open­Access­Zeitschriften. Das Open­Access­Team der Universitätsbibliothek 
berät und unterstützt in Fragen des Open­Access­Publizierens (Technische Universität 
Chemnitz, 2016). 
 
Die Open­Access­Gemeinschaft versteht unter dem Begriff ein landes­ bzw. bundesweites 
Konzept mit konkreten Fördermaßnahmen und Zielvorgaben. Aus politischer Sicht wird 
der Begriff entweder für eine der genannten Möglichkeiten verwendet oder aber für eine 
Strategie zum Breitbandbandausbau. Im Folgenden wird der Begriff Open­Access­
Strategie (OA­Strategie) ausschließlich für ein landes­ bzw. bundesweites Konzept ver­
wendet. 
 
Das Helmholtz Open Science Koordinationsbüro fasst in seinem Newsletter vom 
18.09.2014 den Stand der Open­Science­Strategien in Deutschland wie folgt zusammen: 
Baden­Württemberg hat die Strategie E-Science veröffentlicht, die Bundesregierung, Ber­
lin und Schleswig­Holstein bereiten jeweils eigene Strategien vor und in Nordrhein­
Westfalen findet eine Landtagsanhörung zum Thema statt (Helmholtz Open Science 
Koordinationsbüro, 2014). In den folgenden beiden Abschnitten wird der aktuelle Stand, 
knapp zwei Jahre später, kurz vorgestellt. 
 
 
                                                        
6 https://www.tu­chemnitz.de/ub/publizieren/openaccess/index.html#policy [letzter Zugriff: 
12.9.2016] 
7 MONARCH ist seit 2010 Teil des Sächsischen Publikations­ und Dokumentenservers Qucosa 
(Quality Content of Saxony): http://monarch.qucosa.de/ [letzter Zugriff: 12.9.2016] 
8 Hybrides Publizieren bezeichnet die parallele Veröffentlichung einer kostenpflichtigen Druckaus­
gabe und einer, für Nutzer kostenfreien Onlineausgabe. Nicht zu verwechseln mit dem hybriden 
Geschäftsmodell, bei dem subskriptionsbasierte Aufsätze gegen Gebühr zusätzlich Open­Access 
gestellt werden. 
9 https://www.tu­chemnitz.de/ub/univerlag/index.html [letzter Zugriff: 12.9.2016] 




Die Expertenkommission Forschung und Innovation (EFI)11 spricht 2013 in ihrem 6. Gut­
achten, unter Berücksichtigung der Interessen der Forscher, zwei Empfehlungen für die 
Förderung von Open Access aus. Open­Access­Repositorien und ­Zeitschriften sollten 
weiter öffentlich finanziert werden, um für Wissenschaftler Anreize zum Open­Access­
Publizieren zu schaffen. In der zweiten Empfehlung wird die Einführung eines Zweit­
veröffentlichungsrechts aufgegriffen (Expertenkommission Forschung und Innovation, 
2013, S. 29). 
 
Der im November 2013 geschlossene Koalitionsvertrag der 18. Wahlperiode (WP), 
Deutschlands Zukunft gestalten, zwischen CDU/CSU und SPD kündigt die Entwicklung 
dreier Strategien mit Bezug auf Open Access und Forschungsdaten an: eine digitale Stra­
tegie für die Wissenschaft soll u.a. besseren Zugang und Nachnutzung von Forschungsda­
ten gewährleisten, die Strategie Digitales Lernen sieht Open Access als eine Vorausset­
zung, freien Zugang zu digitalen Lehrmitteln zu schaffen. Durch eine Open­Access­
Strategie werden „… die Rahmenbedingungen für einen effektiven und dauerhaften Zu-
gang zu öffentlich finanzierten Publikationen und auch zu Daten (open data) verbessert.“ 
(CDU Deutschlands, CSU­Landesleitung, SPD, 2013, S. 93). Exakt dieser Wortlaut findet 
sich in der Strategie der Bundesregierung zum Europäischen Forschungsraum (EFR)12, 
eine fast wortgleiche Formulierung enthält die Digitale Agenda 2014-201713, allerdings 
sind hier mit Open Data ausschließlich öffentliche Daten gemeint. Die neue Hightech-
Strategie Innovationen für Deutschland14 beschränkt die OA­Strategie auf wissenschaftli­
che Publikationen und lässt Forschungsdaten außen vor. Der Begriff Open Access wird in 
den genannten Veröffentlichungen der Bundesregierung weit gefasst und bezieht neben 
wissenschaftlichen Ergebnissen auch öffentliche Daten und Lehrmittel an Schulen und 
Hochschulen mit ein. 
 
Laut Mitteilung des Bundesministeriums für Bildung und Forschung (BMBF) befindet 
sich die im Koalitionsvertrag angekündigte OA­Strategie in Arbeit; ein öffentlicher Ent­
wurf existiert nicht. Mit der Veröffentlichung ist voraussichtlich im 2. Halbjahr 2016 zu 
rechnen (Bundesministerium für Bildung und Forschung, 2016). 
 
  
                                                        
11 Die Bundesregierung beauftragte die Expertenkommission mit der Politikberatung im Bereich 
Forschungs­ und Innovationssystem: http://www.e­fi.de/einrichtungsbeschluss.html?&L=0 [letz­
ter Zugriff: 12.9.2016] 
12 https://www.bmbf.de/pub/BMBF_Forschungsstrategie.pdf [letzter Zugriff: 12.9.2016] 
13 http://www.bmwi.de/BMWi/Redaktion/PDF/Publikationen/digitale­agenda­2014­
2017,property=pdf,bereich=bmwi2012,sprache=de,rwb=true.pdf [letzter Zugriff: 12.9.2016] 





Wie eingangs erwähnt, enthält der Koalitionsvertrag der 15. WP (2011­2016) die Ankündi­
gung, gemeinsam mit Hochschulen und Universitätsbibliotheken eine Open­Access­
Strategie zu erarbeiten. Diese sollte sich nicht auf wissenschaftliche Publikationen be­
schränken, sondern freien Zugang zu allen Ergebnissen öffentlich finanzierter und beauf­
tragter Forschung ermöglichen (Bündnis 90/Die Grünen Baden­Württemberg, SPD 
Baden­Württemberg, 2011, S. 14). 
 
Im Juli 2014 veröffentlichte das Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kunst Ba­
den­Württemberg (MWK) die Landesstrategie E-Science mit dem Ziel, die wissenschaftli­
chen Einrichtungen des Landes beim Auf­ und Ausbau einer gemeinsamen E­Science­
Infrastruktur zu unterstützen. Das MWK definierte die fünf Handlungsfelder Lizenzie­
rung, Digitalisierung, Open Access, Forschungsdatenmanagement und Virtuelle For­
schungsumgebungen und ließ für jedes Feld ein strategisches Konzept erarbeiten. Die AG 
3 ­ Open Access schlägt ein Zwei­Ebenen­Förderprogramm vor und benennt mehrere spe­
zifische Faktoren: auf Hochschulebene wird Open Access bspw. in der Rektoratspolitik 
verankert, zur Ablösung des klassischen Subskriptionsmodells richten die Hochschulen 
Publikationsfonds ein. Auf Ebene des MWK wird für eine Dauer von fünf Jahren ein zent­
raler Förderfonds eingerichtet, außerdem sollen durch das MWK geförderte Programme 
die Verpflichtung enthalten, die Ergebnisse Open Access zu publizieren. Ziel des Open­
Access­Programms ist es, mit diesen Maßnahmen aktiv zur Veränderung des Publikati­
onswesens beizutragen, sodass wissenschaftliches Wissen zukünftig allen Interessierten 
zur Verfügung steht. Im Bereich Forschungsdatenmanagement plant das MWK die Ent­
wicklung einer Forschungsdaten­Strategie. Im Hinblick auf die Wettbewerbsfähigkeit und 
dem Einwerben von Forschungsmitteln müssen wissenschaftliche Daten erhalten bleiben. 
Für die Hochschulen schlägt die AG 4 ­ Forschungsdatenmanagement insgesamt sechs 
Maßnahmen vor, darunter die Integration des Themas Forschungsdaten in die Lehre und 
ein Förderprogramm zum Aufbau eines landesweiten Forschungsdaten­Repositoriums. 
Dessen Einbindung in eine übergreifende Struktur erfordert die Einbeziehung von insge­
samt sechs Faktoren, darunter Open Access für Forschungsdaten. Hier ist u.a. die Ent­
wicklung von Rahmenbedingungen vorgesehen, um Forschungsdaten Open Access zu 
publizieren zu können, außerdem Verfahren zur Impact­Messung von Datenpublikationen 
(Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kunst Baden­Württemberg, 2014, S. 5, 62­





Das MWK stellt für Forschungsprojekte zur Weiterentwicklung des Forschungsdaten­
managements 3 Millionen (Mio.) Euro über einen Zeitraum von drei Jahren bereit (Baden 
Württemberg Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kunst, Presse­ und 
Öffentlichkeitsarbeit, 2015). Insgesamt fördert das Land Baden­Württemberg die Strate­
gie E-Science mit 3,7 Mio. Euro (Baden­Württemberg Ministerium für Wissenschaft, 
Forschung und Kunst, Presse­ und Öffentlichkeitsarbeit, 2014). 
 
Im Koalitionsvertrag der 16. WP (2016­2021) ist die Weiterentwicklung der OA­Strategie 
angekündigt, im Wissenschaftsbereich der Zugang zu Daten und deren Weiternutzung. 
Auf dem Prüfstand steht die Förderung von Open­Access­Zeitschriften durch das Land 
und die Aufrechterhaltung der Zweitveröffentlichungspflicht (Bündnis 90/Die Grünen 
Baden­Württemberg, CDU­Landesverband Baden­Württemberg, 2016, S. 40­41). Die 
Zweitveröffentlichungspflicht trat aufgrund der Novellierung des Landeshochschul­
gesetzes (LHG) am 9. April 2014 in Kraft. Laut § 44 Personal, Absatz 6 sind die Hoch­
schulen aufgefordert, ihr wissenschaftliches Personal durch Satzung zu verpflichten, das 
Recht auf Zweitveröffentlichung nach UrhG § 38, Absatz 4 wahrzunehmen. Die Bereit­
stellung der Beiträge erfolgt nach LHG § 28 Informationszentren, Absatz 3 auf hochschul­
eigenen Repositorien bzw. auf Servern Dritter, zu denen die Hochschulen den Zugang ge­
währleisten. 
Freistaat Bayern 
Das Regierungsprogramm15 der CSU für die 17. WP (2013­2018) enthält keine Angaben zu 
Open Access oder Forschungsdaten. 
Auch über eine E­Mail­Anfrage an das Bayerische Staatsministerium für Bildung und  
Kultus, Wissenschaft und Kunst ließen sich keine Informationen über eine OA­Strategie in 
Bayern ermitteln. 
Land Berlin 
In den Programmen der Wahl zum Abgeordnetenhaus 2011 von SPD und CDU waren  
Open Access und Forschungsdaten nicht enthalten. Folglich nimmt der Koalitionsvertrag16 
der 17. WP (2011­2016) zwischen beiden Parteien keinen Bezug auf die Themen. Die Initi­
ative, die im Oktober 2015 zum Beschluss des Abgeordnetenhauses von Berlin über die 
Open-Access-Strategie für Berlin führte, geht auf die Piraten zurück. 
                                                        
15 Der Bayernplan: http://www.csu.de/common/_migrated/csucontent/bayernplan_2013­07­
16_02.pdf [letzter Zugriff: 12.9.2016] 
16 Berliner Perspektiven für starke Wirtschaft, gute Arbeit und sozialen Zusammenhalt: 
https://www.spd.berlin/w/files/spd­lv/koalitionsvereinbarung­2011­16_final_spd­berlin_a4.pdf 
[letzter Zugriff: 12.9.2016] 
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Im Februar 2014 stellte die Piraten­Fraktion zwei Anträge an den Senat von Berlin, in de­
nen sie ein Open­Access­Konzept für Berlin (Abgeordnetenhaus von Berlin, 2014a) und 
die Einrichtung eines Publikationsfonds forderten (Abgeordnetenhaus von Berlin, 2014b). 
Im Mai 2014 folgte die Beschlussempfehlung Open-Access-Strategie für Berlin: wissen-
schaftliche Publikationen für jedermann zugänglich und nutzbar machen17. Die darauf­
hin eingesetzte Arbeitsgruppe (AG) mit Beteiligten u.a. der Hochschulen, Forschungsein­
richtungen und der Senatskanzlei sollte, ausgehend von dem Beschluss des Abgeordne­
tenhauses, Vorschläge für eine OA­Strategie erarbeiten. Am 13. Oktober 2015 beschloss 
der Senat die von der AG vorgelegte Open-Access-Strategie für Berlin. Die Strategie stellt 
Maßnahmen vor, um Open Access zu etablieren und beschränkt sich auf die Formulierung 
von Zielen. Deren Umsetzung erfordert die Ausarbeitung von Zeitplänen und finanzielle 
Absicherung für jede Maßnahme und stellt eine Gemeinschaftsaufgabe von Politik, Hoch­
schul­ und Kulturbereich dar. Die Strategie definiert drei Handlungsfelder mit jeweils ei­
nem festgelegten Ziel: Wissenschaftliche Publikationen, Forschungsdaten und Kulturda­
ten. Das Ziel für Publikationen ist, den Anteil von Zeitschriftenartikeln (grün und gold) 
der wissenschaftlichen Einrichtungen des Landes bis zum Jahr 2020 auf 60 % zu erhöhen 
– vorausgesetzt die Umsetzung der Strategie erfolgt zeitnah. Im Handlungsfeld For­
schungsdaten stehen der offene Zugang und die umfassende Nachnutzung von For­
schungsdaten im Mittelpunkt (Abgeordnetenhaus von Berlin, 2015, S. 2­7). Für die Quali­
tätsoffensive stellt das Land Berlin von 2016 bis 2020 insgesamt 55. Mio. Euro zur Verfü­
gung. Die Förderrichtlinie III nennt für den Bereich hochschulübergreifende Maßnahmen 
ausdrücklich die Umsetzung der Open­Access­Strategie des Landes (Senatsverwaltung für 
Bildung, Jugend und Wissenschaft, 2016, S. 1 u. 4). 
Laut ihrem Programm zur Wahl des Abgeordnetenhauses 2016 unterstützt die SPD Open­
Access­Publikationen, die Aussage nimmt allerdings Bezug auf digitale Lehrmittel (SPD 
Landesverband Berlin, 2016, S. 49). 
Land Brandenburg 
Für das Land Brandenburg gibt es bislang keine Open­Access­Strategie. Weder die Pro­
gramme zur Landtagswahl 2014 der Regierungsparteien SPD und Linke, noch der Koaliti­
onsvertrag18 für die 6. WP (2014­2019), enthalten Aussagen zu Open Access oder For­
schungsdaten. Unabhängig davon, schließt die Arbeitsebene des Ministeriums für Wissen­
schaft, Forschung und Kultur eine Strategie nicht aus, „… eine reine Wiederholung bereits 
beschlossener Strategien anderer Bundesländer wird aber nicht angestrebt. Derzeit ist 
die Landesverwaltung mit den Hochschulen zu deren Bedürfnissen, Zielen und Prioritä-
                                                        
17 http://www.parlament­berlin.de/ados/17/IIIPlen/vorgang/d17­2512.pdf [letzter Zugriff: 
12.9.2016] 





ten im Gespräch. Nach Auswertung dieser Gespräche wird zu entscheiden sein, welche, 
die Brandenburgischen Hochschulen unterstützenden Maßnahmen ergriffen werden 
sollten. Im Hinblick auf die gewünschten Maßnahmen ist anschließend eine Entschei-
dung darüber zu treffen, ob deren Realisierung über eine landeseigene Strategie sinnvoll 
erscheint.“ (E­Mail­Mitteilung von Panning, 2016, im Anhang). 
Freie Hansestadt Bremen 
Das Programm der SPD zur Bürgerschaftswahl 2015 enthält keine Angaben zu Open    
Access und Forschungsdaten. Die Grünen sprechen sich in ihrem Programm dafür aus, 
öffentlich finanzierte Forschungsergebnisse als Open Data und Open Access frei zugäng­
lich zu machen (Bündnis 90/Die Grünen Landesverband Bremen, 2015, S. 72). Diese Aus­
sage enthält auch die Koalitionsvereinbarung der 19. WP (2015­2019) der beiden Parteien 
(Sozialdemokratische Partei Deutschlands Landesorganisation Bremen, Bündnis 90/Die 
Grünen Landesverband Bremen, 2015, S. 110­111). 
Informationen nach einer OA­Strategie ließen sich auch durch E­Mail­Anfragen an die 
Senatorin für Wissenschaft, Gesundheit und Verbraucherschutz sowie die Senatorin für 
Finanzen nicht ermitteln. 
Freie und Hansestadt Hamburg 
Im Koalitionsvertrag der 21. WP (2015­2020) kündigen SPD und Grüne an zusammen mit 
den Hochschulen, der Staats­ und Universitätsbibliothek Hamburg und der Deutschen 
Zentralbibliothek für Wirtschaftswissenschaften (ZBW) eine gemeinsame Open­Access­
Strategie zu entwickeln (SPD Landesorganisation Hamburg, Bündnis 90/Die Grünen 
Landesverband Hamburg, 2015, S. 47). Beteiligte der einzelnen Einrichtungen erarbeiten 
im Projekt Hamburg Open Archive (HOA) seit Februar 2016 die inhaltlichen Anforderun­
gen an eine Strategie für sechs Handlungsfelder: Umgang mit Forschungsdaten, Digitali­
sierung, Aggregation & Discovery, Ermittlung des Bedarfs an Repositorien für Hamburg, 
Langzeitspeicherung von Texten und Daten sowie Services und Richtlinien zur Schaffung 
geeigneter Rahmenbedingungen (Meinecke, Besteher, 2016). 
Land Hessen 
Der Hessische Koalitionsvertrag19 der 19. WP (2014­2019) der Parteien CDU und Grüne 
enthält keine Angaben zu Open Access und Forschungsdaten. In ihrem Wahlprogramm 
zur Landtagswahl 2013 spricht sich die CDU im Abschnitt Sekundarstufe II für freien Zu­
gang zu öffentlich finanzierter wissenschaftlicher Literatur im Internet aus (CDU Hessen, 
2013, S. 27). 
                                                        
19 Verlässlich gestalten – Perspektiven eröffnen: 
https://www.hessen.de/sites/default/files/media/staatskanzlei/koalitionsvertrag_2013­12­18.pdf 
[letzter Zugriff: 12.9.2016] 
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Laut Mitteilung des Hessischen Ministeriums für Wissenschaft und Kunst (MWK) ist eine 
OA­Strategie Inhalt der Gespräche einer Arbeitsgruppe aus Vertretern des MWK und der 
hessischen Hochschulpräsidien. Die Prioritäten liegen aber derzeit auf der Langzeitarchi­
vierung von Forschungsergebnissen, der Einführung von Forschungsinformations­
systemen und dem Forschungsdatenmanagement. 
Land Mecklenburg-Vorpommern 
Die Koalitionsvereinbarung20 der 6. WP (2011­2016) zwischen SPD und CDU behandelt 
weder Open Access noch Forschungsdaten. Keines der Programme zur Landtagswahl 2016 
der in der aktuellen WP als Fraktion im Landtag vertretenen Parteien ­ CDU, Grüne, Lin­
ke, NPD und SPD ­ beinhaltet Aussagen zu diesen Themen.  
Über eine E­Mail­Anfrage an das Ministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur nach 
einer OA­Strategie ließen sich keine Informationen ermitteln. 
Land Niedersachsen 
Das Landtagswahlprogramm 2013 der SPD enthält keine Aussagen zu Open Access und 
Forschungsdaten. Auch im Wahlprogramm der Grünen findet sich keine direkte Open­
Access­Aussage, dafür die Forderung an die staatlichen Einrichtungen nach mehr Trans­
parenz in der Forschung, u.a. sollen Forschungsergebnisse umgehend zugänglich gemacht 
werden (Bündnis 90/Die Grünen Landesverband Niedersachsen, 2012, S. 35). Im Koaliti­
onsvertrag der 17. WP (2013­2018) greifen beide Parteien die Transparenz in der For­
schung auf und kündigen an, gemeinsam mit Hochschulen und Universitätsbibliotheken 
eine Open­Access­Strategie zu entwickeln. Ergebnisse öffentlich finanzierter Forschungs­
projekte sollen für alle zugänglich sein (Sozialdemokratische Partei Deutschlands 
Landesverband Niedersachsen, Bündnis 90/Die Grünen Landesverband Niedersachsen, 
2013, S. 41). Auf die Frage nach einem Entwurf bzw. dem aktuellen Stand der Entwick­
lung, teilte der Vorsitzende des Ausschusses für Wissenschaft und Kultur im Oktober 2014 
mit, dass die Thematik noch nicht im Ausschuss behandelt wurde (Hauschke, 2014). 
Laut Mitteilung befinden sich das Ministerium für Wissenschaft und Kultur und die Lan­
deshochschulkonferenz in einem Abstimmungsprozess zur Digitalisierung von Hochschu­
le und Lehre der 2017 abgeschlossen sein soll. Inwiefern Open Access in diese Strategie 
eingebunden wird, steht noch nicht fest (Niedersächsisches Ministerium für Wissenschaft 
und Kultur, 2016).  
                                                        
20 Koalitionsvereinbarung 2011-2016: http://www.cdu­mecklenburg­
vorpommern.de/fileadmin/ordner_redaktion/dokumente/programme/koalitionsvertrag­2011.pdf 




Der Koalitionsvertrag21 der 16. WP (2012­2017) zwischen SPD und Grünen enthält keine 
Aussagen zu Open Access und Forschungsdaten, auch die Wahlprogramme beider Partei­
en zur Landtagswahl 2012 befassen sich nicht mit diesen Themen. Allerdings findet sich in 
der Begründung zum Gesetz über die Hochschulen des Landes Nordrhein­Westfalen 
(Hochschulgesetz ­ HG) die Aussage, dass Open Access durch das Land gefördert werden 
soll. Eine gesetzliche Verankerung von Open Access im HG ist aufgrund der konkurrie­
renden Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes im Hinblick auf das UrhG ausgeschlos­
sen. 
Eine E­Mail­Anfrage an das Ministerium für Innovation, Wissenschaft und Forschung 
ergab keine Informationen über eine OA­Strategie. 
Land Rheinland-Pfalz 
Im Wahlprogramm zur Landtagswahl 2016 sprechen sich die Grünen für die freie Verfüg­
barkeit von Forschungsergebnissen öffentlicher Hochschulen (Open Access) aus (Bündnis 
90/Die Grünen Rheinland­Pfalz, 2016, S. 82). Die Parteien SPD und FDP nehmen in ihren 
Wahlprogrammen keinen Bezug auf Open Access und Forschungsdaten. Der neu ge­
schlossene Koalitionsvertrag22 der 17. WP (2016­2021) zwischen den drei Parteien enthält 
keine Angaben zu Open Access oder Forschungsdaten. 
Die E­Mail­Anfrage nach einer OA­Strategie an die Staatskanzlei ergab keine Informatio­
nen. 
Saarland 
In der Koalitionsvereinbarung der 15. WP (2012­2017) zwischen CDU und SPD werden 
Open Access und Forschungsdaten nicht erwähnt, die Themen waren auch kein Bestand­
teil ihrer Programme zur Landtagswahl 2012. Der Koalitionsvertrag enthält allerdings 
einen Passus über die Weiterentwicklung des Urheberrechts, den Schutzinteressen der 
Urheber und dem Interesse der Internetnutzer „… an freiem Zugang zu Wissen und kul-
turellen Werken.“ (Christlich Demokratische Union Landesverband Saar, 
Sozialdemokratische Partei Deutschlands Landesverband Saar, 2012, S. 62). Die Aussage 
bezieht sich aber nicht auf Open Access, sondern laut Mitteilung auf eine Änderung des 
Urheberrechtswahrnehmungsgesetzes (UrhWahrnG). Die Ablösung dieses Gesetzes ist das 
am 1. Juni 2016 in Kraft getretene Verwertungsgesellschaftengesetz (VGG) 
(Ministerpräsidentin und Chef der Staatskanzlei, 2016). 
                                                        
21 Koalitionsvertrag 2012-2017: https://gruene­nrw.de/dateien/Koalitionsvertrag_2012­2017.pdf 
[letzter Zugriff: 12.9.2016] 
22 Sozial gerecht -  wirtschaftlich stark -  ökologisch verantwortlich. Rheinland-Pfalz auf dem Weg 
ins nächste Jahrzehnt: http://www.spd­rlp.de/wp­content/uploads/2016/04/20160422­
Gesamtdokument_final.pdf [letzter Zugriff: 12.9.2016] 
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Laut Mitteilung der Staatskanzlei vom 18. August 2016 ist eine OA­Strategie aufgrund der 
bestehenden Open­Access­Angebote der Universität, speziell der Saarländischen Universi­
täts­ und Landesbibliothek, nicht geplant (E­Mail­Mitteilung im Anhang). 
Freistaat Sachsen 
In den Programmen zur Landtagswahl 2014 von CDU und SPD und dem zwischen beiden 
Parteien geschlossenen Koalitionsvertrag23 der 6. WP (2014­2019) werden Open Access 
und Forschungsdaten nicht erwähnt.  
Das  Staatsministerium für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr teilte auf Nachfrage mit, dass 
Open Access durch den Dokumenten­ und Publikationsserver Qucosa bereits Teil der 
Strategie Sachsen Digital 24 ist (E­Mail­Mitteilung im Anhang).  
Land Sachsen-Anhalt 
Die Parteien SPD, CDU und Grüne haben Open Access und Forschungsdaten nicht in den 
Koalitionsvertrag25 der 7. WP (2016­2021) aufgenommen. Von diesen drei Parteien spra­
chen sich nur die Grünen in ihrem Wahlprogramm für die Unterstützung von Open Access 
aus (Bündnis 90/Die Grünen Sachsen­Anhalt, 2015, S. 24).  
Eine E­Mail­Anfrage nach einer OA­Strategie an das Ministerium für Wirtschaft, Wissen­
schaft und Digitalisierung ergab keine Informationen. 
Land Schleswig-Holstein 
Im Landtagswahlprogramm 2012 sprechen sich die Grünen für Open Access zu Textpubli­
kationen aus (Bündnis 90/Die Grünen Schleswig­Holstein, 2012, S. 56). Im Anhang des 
Koalitionsvertrages der 18. WP (2012­2017) kündigen SPD, Grüne und der Südschles­
wigsche Wählerverband (SSW) an, zusammen mit Hochschulen und Universitäts­
bibliotheken eine Open­Access­Strategie zu entwickeln. Öffentlich geförderte und vom 
Land Schleswig­Holstein beauftragte Forschungsergebnisse sollten kostenfrei zugänglich 
sein (SPD Landesverband Schleswig­Holstein, Bündnis 90/Die Grünen Schleswig­
Holstein, Südschleswigscher Wählerverband, 2012, S. 13). 
Im November 2014 veröffentlichte das Ministerium für Soziales, Gesundheit, Wissen­
schaft und Gleichstellung die Open­Access­Strategie. Das Land unterstützt mit der Strate­
gie den Prozess hin zu einem Open­Access­Publikationsmodell. Für die vier Handlungs­
felder Landesregierung, Hochschulen, Wissenschaftler und Indikatoren für Open Access 
                                                        
23 Sachsens Zukunft gestalten: 
http://www.staatsregierung.sachsen.de/downloads/AKTUELL_Koalitionsvertrag_CDU_SPD_201
4­2019.pdf [letzter Zugriff: 12.9.2016] 
24 https://publikationen.sachsen.de/bdb/artikel/25926/documents/36501 [letzter Zugriff: 
12.9.2016] 
25 Zukunftschancen für Sachsen-Anhalt – verlässlich, gerecht und nachhaltig: 
https://www.hochschulverband.de/fileadmin/redaktion/download/pdf/landesverband/Sa­
An/Koalitionsvereinbarung_Sachen­Anhalt_2016.pdf [letzter Zugriff: 12.9.2016] 
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werden jeweils mehrere Maßnahmen benannt. Das Land wird u.a. finanzielle Mittel zum 
Aufbau eines landesweiten Open­Access­Repositoriums, eines Publikationsfonds und An­
gebote zum Open­Access­Publizieren bereitstellen, außerdem die Strategie um Open Da­
ta/Open Science erweitern. Die Hochschulen werden Open­Access­Beauftragte benennen 
und in Einstellungs­ und Berufungsverfahren auch Open­Access­Publikationen berück­
sichtigen. Die durch das Land finanzierten Angebote der Hochschulen sollen das Publika­
tionsverhalten der Wissenschaftler hin zum Open­Access­Publizieren verändern. Das 
Handlungsfeld Indikatoren sieht ab 2018 Zielwerte für die Erhöhung der Veröffentlichun­
gen des Open Access Repository sowie Zugriffe auf diese Veröffentlichungen vor 
(Schleswig­Holstein Ministerium für Soziales, Gesundheit, Wissenschaft und 
Gleichstellung, 2014). Im Juni 2016 veröffentlichte die Landesregierung ihre Förderricht­
linie für den Publikationsfonds, von 2016 bis 2020 werden jährlich 100.000 Euro für die 
Übernahme von Publikationskosten bereitgestellt (Schleswig­Holstein Ministerium für 
Soziales, Gesundheit, Wissenschaft und Gleichstellung 2016). 
Freistaat Thüringen 
In der Koalitionsvereinbarung der 6. WP (2014­2019) zwischen den Parteien Linke, SPD 
und Grüne ist die Erarbeitung und Umsetzung einer Open­Access­Strategie angekündigt 
(Die Linke Landesverband Thüringen, SPD­Landesverband Thüringen, Bündnis 90/Die 
Grünen Landesverband Thüringen, 2014, S. 49). In den Wahlprogrammen der Parteien 
zur Landtagswahl 2014 setzten sich nur die Grünen für Open Access ein, Ergebnisse öf­
fentlich finanzierter Forschung sollten kostenfrei im Internet zugänglich sein (Bündnis 
90/Die Grünen Thüringen, 2014, S. 45). 
Laut Mitteilung beginnt im Herbst 2016 die Planung einer Digitalisierungsstrategie für 
Thüringen die auch Open Access berücksichtigen soll. Eine landesweite OA­Strategie wird 
es nach aktueller Planung nicht geben (Thüringer Ministerium für Wirtschaft, 
Wissenschaft und digitale Gesellschaft, 2016). 
 
2.5 Open Access in Bundestagswahlprogrammen 
Eine Open­Access­Aussage in einem Bundestagswahlprogramm findet sich erstmalig im 
Wahlprogramm der Grünen zum 16. Deutschen Bundestag 2005. In Tabelle 1 sind alle 
Programme mit Open­Access­Bezug der im 16., 17. und 18. Bundestag vertretenen Partei­






 Unterstützung von Open Access und Creative Commons 
 Freier Zugang zu staatlich finanzierten wissenschaftlichen Ergebnissen 
(Bündnis 90/Die Grünen, 2005, S. 104) 
2009 
Grüne 
 Freier Zugang zu öffentlich finanzierten Forschungsergebnissen 
 Unterstützung von Open Access in der Wissenschaft 
(Bündnis 90/Die Grünen, 2009, S. 109) 
 Freier Zugang zu öffentlich finanzierten Forschungsergebnissen 
 Unterstützung von Open Access in der Wissenschaft 
 Freier Zugang durch offene Lizenzen für öffentliches Wissen aus Behör­
den und Archiven 
(Bündnis 90/Die Grünen, 2009, S. 197­198) 
Linke 
 Freie Verfügbarkeit für mit öffentlichen Mitteln finanziertes Wissen 




 Freier Zugang zu staatlich geförderten wissenschaftlichen Ergebnissen 
nach angemessener Frist 
 Entwicklung einer Open­Access­Strategie 
(CDU­Bundesgeschäftsstelle, 2013, S. 27) 
Grüne 
 Unterstützung von Open Access und Open Data in der Wissenschaft 
(Bündnis 90/Die Grünen, 2013, S. 114) 
 Abbau urheberrechtlicher Hürden und gesetzliches Recht auf freien Zu­
gang zu öffentlich finanzierten wissenschaftlichen Publikationen (Open 
Access) und Open Data (Forschungsdaten) 
 Open­Access­Verpflichtung für staatlich geförderte Forschung 
 Einführung eines Zweitverwertungsrechts und einer Wissenschafts­
schranke 
(Bündnis 90/Die Grünen, 2013, S. 200­201) 
Linke 
 Open­Access­Verpflichtung für öffentlich finanzierte wissenschaftliche 
Publikationen und Forschungsdaten (Open Data) 
(Die Linke, 2013, S. 37) 
SPD 
 Schaffung eines bildungs­ und wissenschaftsfreundlichen Urheberrechts: 
freier Zugang zu wissenschaftlichen Veröffentlichungen zusätzlich zur 
Verlagspublikation (bspw. über Hochschulseiten) 
(SPD­Parteivorstand, 2013, S. 64) 




3. Methode der qualitativen Datenerhebung 
3.1 Methodenwahl 
Die Wahl der Untersuchungsmethode ergibt sich aus der Zielsetzung der Arbeit, in deren 
Mittelpunkt die selbst formulierten Positionen der Parteien stehen. Durch sie ergibt sich 
ein Gesamtbild, das den Stand der Parteien im Jahr 2016 zeigt und Rückschlüsse erlaubt, 
in welche Richtung sich Open Access bundesweit entwickeln wird. Da überwiegend quali­
tative Daten erhoben werden, findet die Methode der qualitativen Forschung Anwendung. 
Die praktikabelste Erhebungsmethode für eine bundesweit durchgeführte Untersuchung 
ist die schriftliche E­Mail­Befragung. Zum einen ist der Aufwand für die Befragten gering, 
außerdem ist ein höherer Rücklauf zu erwarten als bei einer postalischen Befragung. Der 
Vorteil gegenüber einem Interview liegt darin, dass die Befragten mehr Zeit haben, die 
Fragen in Ruhe oder in Abstimmung mit anderen Parteimitgliedern zu beantworten. Als 
Befragungsinstrument kommt ausschließlich ein Fragebogen mit offenen Fragen in Be­
tracht, da, wie erwähnt, die Parteien selbst zu Wort kommen sollen. 
 
Der Fragebogen wird direkt im E­Mail­Text versendet, ein im Anhang versendetes Doku­
ment ist für die Befragten zu aufwendig (Prozedur: abspeichern, ausfüllen, anhängen), 
zudem sind durch die Formatierungen plain und html keine Fehler zu erwarten. Die An­
sprechpartner erhalten durch die Einleitung Informationen zum Hintergrund der Unter­
suchung und folgende Hinweise zur Bearbeitung: Bearbeitungszeitraum  (14 Tage), eine 
Kurzdefinition der Begriffe Open Access zu Textpublikationen und Forschungsdaten (um 
Missverständnisse wie die Verwechslung mit Open Government Data26 zu vermeiden), die 
Bitte zum Einverständnis über Verwendung und Open­Access­Veröffentlichung ihrer An­
gaben und die Aufforderung zu Anmerkungen oder weiteren Informationen zum Thema. 
Auf den einleitenden Text folgen die Fragen zu Open Access zu Textpublikationen: Positi­
on der Partei (1), Maßnahmen zur Umsetzung des grünen (2) und goldenen Weges (4) und 
Finanzierung dieser Wege (3 und 5). Daran schließen die Fragen zu Open Access zu For­
schungsdaten: Position der Partei (6), Maßnahmen zur Förderung (7) und Finanzierung 
(8). Die letzte Frage bezieht sich auf die Funktion des Antwortenden in der Partei (9). Der 
Hinweistext zur Befragung und der Fragebogen sind im Anhang der Arbeit aufgeführt. 
 
                                                        
26 Der Begriff Open Government Data wird in dieser Arbeit wie folgt verwendet: „Offene Verwal-
tungsdaten sind jene Datenbestände des öffentlichen Sektors, die von Staat und Verwaltung im 
Interesse der Allgemeinheit ohne jedwede Einschränkung zur freien Nutzung, zur Weiterverbrei-
tung und zur freien Weiterverwendung frei zugänglich gemacht werden.“ (von Lucke, Geiger, 
2010, S. 6). 
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3.2 Auswahl der Parteien und Untersuchungszeitraum 
Das Verzeichnis der Parteien und politischen Vereinigungen, die gemäß § 6 Absatz 3 Par-
teiengesetz beim Bundeswahlleiter Parteiunterlagen hinterlegt haben des Bundeswahllei­
ters27 listet, mit Stand 15.3.2016, insgesamt 116 Parteien und politische Vereinigungen in 
Deutschland auf. Die Befragung aller Parteien schließt auch Kleinstparteien28 ein, deren 
politische Gestaltungsmöglichkeiten als gering einzuschätzen sind. Eine Konzentration auf 
die im 18. Bundestag vertretenen Parteien beschränkt den Kreis auf CDU/CSU, Linke, 
Grüne und die SPD. Da durch die Untersuchung vor allem der Open­Access­Stand in den 
Ländern ermittelt und dokumentiert werden soll, wird die Befragung unter den Landes­
verbänden der Regierungsparteien der 16 Länder durchgeführt. Zusätzlich werden die 
Bundesverbände der Parteien befragt, die in mindestens einem Landesparlament als Frak­
tionen29 vertreten sind. Auf diese Weise sollen die Positionen der Bundesparteien ermittelt 
werden. 
 
Den idealen Zeitpunkt für eine Parteienbefragung auf Landesebene gibt es nicht: Jährlich 
finden mindestens zwei Landtagswahlen statt, 2016 sind es fünf, 2017 wird in drei Län­
dern gewählt, dazu kommt die Wahl zum 19. Deutschen Bundestag. Die Entscheidung 
über den Untersuchungszeitraum fiel auf das Zeitfenster nach den drei Landtagswahlen 
vom 13. März und vor den Septemberwahlen in Mecklenburg­Vorpommern (4.9.) und 
Berlin (18.9.). In Sachsen­Anhalt konstituierte sich das neue Landesparlament am 12. Ap­
ril, in Baden­Württemberg am 11. Mai und am 18. Mai in Rheinland­Pfalz. Bis Mitte Mai 
waren die drei neuen Koalitionsverträge beschlossen. Daraufhin erfolgte die Ermittlung 
der Parteien Ende Mai 2016. Die ursprünglich für den Zeitraum Juni bis Juli vorgesehene 
Befragung wurde aufgrund der Urlaubszeit verlängert. Der tatsächliche Befragungszeit­
raum umfasst damit fast drei Monate: 4. Juni bis 31. August 2016. Drei Antworten die bis 
zum 10. September eingingen wurden in die Ergebnisse einbezogen. 
                                                        
27 https://www.bundeswahlleiter.de/de/parteien/downloads/Anschriftenverzeichnis_Parteien.pdf 
[letzter Zugriff: 18.5.2016] 
28 In der Literatur finden sich unterschiedliche Definitionen für Klein­ und Kleinstparteien. Die 
Verfasserin bezieht sich auf die folgende Definition der Kleinstpartei: „Parteien, die noch nie in 
einem Landtag, im Bundestag oder im Europäischen Parlament vertreten waren. Diese Kategorie 
umfasst somit auch die Parteien, die auf der kommunalen Ebene an Wahlen teilnehmen bzw. nur 
dort parlamentarisch repräsentiert sind.“ (Kranenpohl, Niedermayer, 2013, S. 668). 
29 Die zur Bildung einer Fraktion erforderliche Anzahl an Abgeordneten ist i.d.R. in der Geschäfts­
ordnung der Landesparlamente festgelegt. Im Saarland sind zwei, in Sachsen 7 Abgeordnete nötig. 
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3.3 Ermittlung der Parteien 
Die Ermittlung der Parteien erfolgte über die offiziellen Webseiten der Landesparlamente. 
Deren Zusammensetzung, mit Stand 27. Mai 2016, zeigt die Tabelle 2. Von der Untersu­
chung ausgenommene Gruppen30 und fraktionslose Abgeordnete31 sind nicht aufgeführt. 
 
Landesparlament Wahlperiode Parteien32 als Fraktionen nach Sitzen 
Landtag von Baden­
Württemberg 
16. WP  
2016­2021 










Freie Wähler 19 







Bündnis 90/Die Grünen 29 







Die Linke 17 







Bündnis 90/Die Grünen 13 








Bündnis 90/Die Grünen 14 








Bündnis 90/Die Grünen 13 
Die Linke 6 
FDP 6 
                                                        
30 Zusammenschlüsse von jeweils drei Abgeordneten als Gruppe finden sich mit Stand 27. Mai 2016 
im Brandenburger Landtag (Brandenburger Vereinigte Bürgerbewegungen/Freie Wähler) und der 
Bremischen Bürgerschaft (Allianz für Fortschritt und Aufbruch ­ ALFA). 
31 Fraktionslose Abgeordnete sitzen mit Stand 27. Mai 2016 in folgenden 7 Parlamenten: Berlin    
(1x parteilos), Brandenburg (1x AfD), Bremen (1x AfD, 1x Bürger in Wut, 1x parteilos), Hamburg  
(1x AfD, 2x parteilos), Hessen (1x parteilos), Nordrhein­Westfalen (1x Linke) und Thüringen         
(1x AfD, 1x Familien­Partei Deutschland, 1x parteilos). 
32 Die Regierungsparteien sind fett gedruckt. 
33 Den Namenszusatz DVP führt ausschließlich der FDP­Landesverband Baden­Württemberg. 
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3.4 Vorstellung der Parteien 
Nachfolgend werden die im Abschnitt 3.3 ermittelten Parteien kurz vorgestellt. Die Daten 
der Bundes­ und Landtagswahlen sind der Webseite Wahlen, Wahlrecht und Wahlsyste-
me34 entnommen, die aktuelle Anzahl der Sitze den offiziellen Webseiten der Landespar­
lamente. 
 
3.4.1 Alternative für Deutschland (AfD) 
Der Gründungstag der Alternative für Deutschland (AfD), der 6. Februar 2013, stellt nicht 
den Beginn, sondern vielmehr das Ergebnis einer politischen Entwicklung dar. An deren 
Beginn steht der am 1. November 1993 in Kraft getretene Vertrag über die Europäische 
Union (EU); aufgrund der Unterzeichnung 1992 in Maastricht auch häufig Maastrichter 
Vertrag genannt. Besonders die Kritik an der beschlossenen Europäischen Wirtschafts­ 
und Währungsunion (WWU) bildete die Grundlage verschiedener Bewegungen, wie bspw. 
dem Bund freier Bürger35 (Bebnowski, 2015, S. 30). Akteure dieser Initiativen sind spätere 
Gründungsmitglieder der im September 2012 gegründeten Wahlalternative 2013 
(WA2013). Die Mitglieder stellten sich im Gründungsaufruf gegen die bestehenden Partei­
en und kündigten an, keine Partei gründen zu wollen. Aus diesem Grund existierte kein 
Programm, der Aufruf enthält aber u.a. die Forderung nach der Auflösung des Euro­
Währungsgebiets. Für die Teilnahme an der Landtagswahl 2013 in Niedersachsen koope­
rierte die WA2013 mit dem Landesverband Freie Wähler Niedersachsen (Wahlalternative 
2013, 2012). Das enttäuschende Ergebnis von 1,1 % führte keine fünf Monate nach der 
Entstehung der Initiative zur Gründung der Partei Alternative für Deutschland (AfD). Der 
Austritt aus dem Euro­Währungsgebiet ist heute eines der zentralen Themen der Partei. 
Auf dem Bundesparteitag 2016 in Stuttgart beschloss die AfD ihr erstes Grundsatzpro­
gramm. Die Aussagen im Bereich Schule, Hochschule und Forschung stärken die Auto­
nomie der Hochschulen, die staatliche Drittmittelvergabe soll durch die Erhöhung der 
Grundfinanzierung ersetzt werden. Das Promotions­ und Habilitationsrecht sollte Hoch­
schulen mit Universitätsstatus vorbehalten bleiben, die Gender­Forschung abgeschafft 
und die Abschlüsse Diplom, Magister und Staatsexamen wieder eingeführt werden 
(Alternative für Deutschland, 2016, S. 52­53). 
 
Bei ihrer ersten Landtagswahl im September 2013 in Hessen erreichte die AfD auf Anhieb 
4,1 % der Stimmen. Bei den Landtagswahlen 2014 schaffte sie den Einzug in drei Lan­
desparlamente, ist aber bisher an keiner Regierung beteiligt. In der Tabelle 3 sind alle 
Landtagsfraktionen der AfD aufgeführt. 
                                                        
34 http://www.wahlrecht.de/ [letzter Zugriff: 12.9.2016] 
35 Die Partei Bund Freier Bürger, ab 1998 Bund Freier Bürger ­ Offensive für Deutschland. Die 




Landtagswahl Sitze AfD 
2016 Sitze gesamt Stimmen in % Sitze AfD 
 2014  
Brandenburger Landtag 88 12,2 11 10 
Sächsischer Landtag 126 9,7 14 14 
Thüringer Landtag 88 10,6 11 8 
 2015  
Hamburgische Bürgerschaft 121 6,1 8 7 
 2016  
Landtag von Baden­
Württemberg 
143 15,1 23 23 
Landtag Rheinland­Pfalz 101 12,6 14 14 
Landtag von Sachsen­Anhalt 87 24,3 25 25 
Tabelle 3: Landtagsfraktionen der AfD (Stand: 27. Mai 2016) 
 
3.4.2 Bündnis 90/Die Grünen (Grüne) 
Die Partei Bündnis 90/Die Grünen entstand im Mai 1993 durch die Fusion der Partei Die 
Grünen mit dem Bündnis 90. Für die Grünen, als Partei der Ökologie, steht die nach­
haltige Veränderung der Industriegesellschaft im Mittelpunkt, zusammen mit einer erwei­
terten Gerechtigkeit, die über die gerechte Verteilung von Gütern hinausgeht. Die Partei 
setzt sich für Geschlechter­, Generationen­ und Teilhabegerechtigkeit ein. Voraussetzung 
für Chancengleichheit ist freier Zugang zu Bildung und Wissen, zu den Forschungs­
ergebnissen und Lernmaterialien öffentlich finanzierter Einrichtungen (Bündnis 90/Die 
Grünen, 2002, S. 12 ff. u. 93­94). Im 2011 gefassten Beschluss der Bundesdelegiertenkon­
ferenz36 zum digitalen Wandel sprechen sich die Grünen, zur Förderung des Wissensaus­
tausches in Forschung und Lehre, für Open Access aus. Öffentlich finanzierte wissen­
schaftliche Veröffentlichungen sollten dauerhaft und kostenfrei zugänglich sein. Grund­
sätzlich sollte der freie und offene Zugang auch für Forschungsdaten gelten, der Schutz 
persönlicher Daten muss hier aber besonders berücksichtigt werden. Aufgabe der Politik 
ist die Einführung eines Zweitverwertungsrechts für bestimmte Veröffentlichungen und 
die Anpassung des Urheberrechts zugunsten der Wissenschaft (Bündnis 90/Die Grünen, 
2011, S. 13). 
 
Die Grünen bzw. deren Vorgängerparteien sind seit 1983 durchgehend im Bundestag ver­
treten. Aktuell sind sie in zehn Ländern an der Landesregierung beteiligt und in jedem 
Landesparlament als Fraktion vertreten; die Landtagsfraktionen sind in Tabelle 4 aufge­
führt.  
                                                        






Sitze gesamt Stimmen in % Sitze 
 2011  
Abgeordnetenhaus von Berlin 149 17,6 29 29 
Landtag Mecklenburg­Vorpommern 71 8,7 7 7 
 2012  
Landtag Nordrhein­Westfalen 237 11,3 29 29 
Landtag des Saarlandes 51 5,0 2 3 
Schleswig­Holsteinischer Landtag 69 13,2 10 10 
 2013  
Bayerischer Landtag 180 8,6 18 18 
Hessischer Landtag 110 11,1 14 13 
Niedersächsischer Landtag 137 13,7 20 20 
 2014  
Brandenburger Landtag 88 6,2 6 6 
Sächsischer Landtag 126 5,7 8 8 
Thüringer Landtag 91 5,7 6 6 
 2015  
Bremische Bürgerschaft 83 15,1 14 13 
Hamburgische Bürgerschaft 121 12,3 15 14 
 2016  
Landtag von Baden­Württemberg 143 30,3 47 47 
Landtag Rheinland­Pfalz 101 5,3 6 6 
Landtag von Sachsen­Anhalt 87 5,2 5 5 
Tabelle 4: Landtagsfraktionen Bündnis 90/Die Grünen (Stand: 27. Mai 2016) 
 
3.4.3 Christlich Demokratische Union Deutschlands (CDU) 
Die Christlich Demokratische Union Deutschlands entstand 1945 als interkonfessionelle 
Volkspartei. Aus den anfangs regionalen Zusammenschlüssen und Verbänden entwickelte 
sich langsam eine feste Organisationsstruktur, die am 20. Oktober 1950 zur Gründung der 
Bundespartei führte. Jedes der drei Grundsatzprogramme der CDU verweist seitdem auf 
die drei zentralen politischen Strömungen: christlich­sozial, konservativ und liberal. Die 
Politik der CDU orientiert sich an einem christlichen Wertebild, ein Schwerpunkt liegt auf 
der Familienpolitik. Die Partei bekennt sich zur Wissenschaftsfreiheit und spricht sich für 
die Unterstützung und Förderung der Forschung aus (CDU, 2007, S. 2 u. 40­41). Im De­
zember 2015 fasste die CDU auf dem Bundesparteitag einen Beschluss zu den Chancen der 
Digitalisierung in Wirtschaft und Arbeit. Im Hinblick auf die Innovationsfähigkeit der 
Hochschulen sollen Open Educational Resources37 und Open Access ausgebaut werden. 
                                                        
37 Nach der Pariser Erklärung sind Open Educational Resources (OER) Lehr­, Lern­ und For­
schungsressourcen, die gemeinfrei oder unter offener Lizenz entgeltfrei zugänglich und nutzbar 
sind (UNESCO, 2012). 
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Auf den Hinweis zur Entwicklung einer Open­Access­Strategie durch die Bundesregie­
rung, folgt die Erwartung der CDU, dass Wissenschaft und Verlage Übereinkünfte zu Open 
Access treffen (CDU, 2015, S. 17­18). 
 
Ausgehend von den Wahlergebnissen stellt die CDU, gemeinsam mit ihrer Schwesterpar­
tei CSU, die Partei mit dem größten politischen Einfluss in Deutschland dar. Bis auf die 
Jahre 1972 und 1998, war die Union aus CDU/CSU stärkste Kraft bei den Bundestagswah­
len; 1972 und 1998 war die SPD stärkste Partei, 2002 lagen Union und SPD mit 38,5 % 
der Stimmen gleichauf. Außer in Bayern ­ hier tritt die CDU nicht in Konkurrenz zur CSU ­ 
ist die CDU in allen Landesparlamenten vertreten und aktuell an sieben Landesregierun­
gen beteiligt; alle Landtagsfraktionen sind in Tabelle 5 aufgeführt. 
Landesparlament 
Landtagswahl Sitze 
2016 Sitze gesamt Stimmen in % Sitze 
 2011  
Abgeordnetenhaus von Berlin 149 23,4 39 39 
Landtag Mecklenburg­Vorpommern 71 23,0 18 18 
 2012  
Landtag Nordrhein­Westfalen 237 26,3 67 68 
Landtag des Saarlandes 51 35,2 19 19 
Schleswig­Holsteinischer Landtag 69 30,8 22 22 
 2013  
Hessischer Landtag 110 38,3 47 47 
Niedersächsischer Landtag 137 36,0 54 54 
 2014  
Brandenburger Landtag 88 23,0 21 21 
Sächsischer Landtag 126 39,0 59 59 
Thüringer Landtag 91 33,5 34 33 
 2015  
Bremische Bürgerschaft 83 22,4 20 20 
Hamburgische Bürgerschaft 121 15,9 20 20 
 2016  
Landtag von Baden­Württemberg 143 27,0 42 42 
Landtag Rheinland­Pfalz 101 31,8 35 35 
Landtag von Sachsen­Anhalt 87 29,8 30 30 
Tabelle 5: Landtagsfraktionen CDU (Stand: 27. Mai 2016) 
 
3.4.4 Christlich-Soziale Union in Bayern e.V. (CSU) 
Die offizielle Gründung der Christlich­Sozialen Union in Bayern e.V. (CSU) erfolgte am 8. 
Januar 1946. Wie ihre Schwesterpartei, die CDU, ist auch die CSU eine interkonfessionelle 
und konservative Volkspartei die allerdings ausschließlich in Bayern organisiert ist. Ihr 
politisches Handeln ist geprägt durch das christliche Wertebild, im Mittelpunkt steht eine 
nachhaltige Politik für die Menschen in Bayern, Chancengleichheit und Generationenge­




In Bayern erreichte die CSU bei der Landtagswahl 2013 insgesamt 47,7 % der Stimmen 
und damit 101 von 180 Sitzen; die Anzahl der Sitze ist zum Stand 27. Mai 2016 unverän­
dert. Die CSU stellt damit seit 1966, bis auf eine kurze Unterbrechung in der WP 2008­
2013 die Alleinregierung. 
3.4.5 Die Linke (Linke) 
Die Linke entstand am 16. Juni 2007 durch die Verschmelzung der Partei Arbeit & soziale 
Gerechtigkeit ­ Die Wahlalternative (WASG) und der Linkspartei.PDS. In ihrem erst 2011 
beschlossenen Grundsatzprogramm spricht sich die Partei für soziale Sicherheit und Ge­
rechtigkeit aus, die Veränderung des Wirtschaftssystems und einen damit verbundenen 
Systemwechsel, hin zum demokratischen Sozialismus (Die Linke, 2011, S. 5). Die Bundes­
arbeitsgemeinschaft Wissenschaftspolitik fasste im November 2009 einen Beschluss, in 
dem die Partei ihre Unterstützung für die Open­Access­Bewegung an Hochschulen und 
Forschungseinrichtungen ausdrückt. Mit öffentlichen Mitteln erarbeitetes Wissen und das 
in Bibliotheken, Archiven und Museen vorhandene kulturelle Erbe soll öffentlich zugäng­
lich gemacht werden. Die Linke befürwortet außerdem ein bildungs­ und wissenschafts­
freundliches Urheberrecht zur Unterstützung der Autoren (Die Linke, 2009b). 
 
Die Linke ist seit 2005 durchgehend im Bundestag vertreten. Die Partei ist in zehn Land­
desparlamenten vertreten und aktuell an zwei Landesregierungen beteiligt; alle Landtags­
fraktionen der Partei sind in Tabelle 6 aufgeführt. 
Landesparlament 
Landtagswahl Sitze 
2016 Sitze gesamt Stimmen in % Sitze 
 2011  
Abgeordnetenhaus von Berlin 149 11,7 19 19 
Landtag Mecklenburg­Vorpommern 71 18,4 14 14 
 2012  
Landtag des Saarlandes 51 16,1 9 8 
 2013  
Hessischer Landtag 110 5,2 6 6 
 2014  
Brandenburger Landtag 88 18,6 17 17 
Sächsischer Landtag 126 18,9 27 27 
Thüringer Landtag 91 28,2 28 28 
 2015  
Bremische Bürgerschaft 83 9,5 8 8 
Hamburgische Bürgerschaft 121 8,5 11 10 
 2016  
Landtag von Sachsen­Anhalt 87 16,3 16 16 




3.4.6 Freie Demokratische Partei (FDP) 
Am 12. Dezember 1948 erfolgte die Gründung der Freien Demokratischen Partei (FDP). 
Das Programm der FDP basiert auf dem Liberalismus, der Freiheit des Einzelnen und der 
Selbstbestimmung. Die FDP fördert Forschung und Entwicklung im Wissenschaftsbereich 
als Grundlage für Innovation und Wachstum (FDP, 2012, S. 4 u. 34­35). Der FDP­
Bundesvorstand forderte im Beschluss zur Open­Access­Förderung vom 31. März 2014 die 
Einführung eines Zweitveröffentlichungsrechts für wissenschaftliche Postprints nach ei­
ner Frist von 12 Monaten, weiterhin die Einführung einer Open­Access­Verpflichtung für 
Beiträge die durch öffentlich geförderte Drittmittelforschung entstanden sind. Zusätzlich 
sollten Universitäten und Bibliotheken Konsortialverträge mit Verlagen schließen (FDP, 
2014). Auch im Beschluss des FDP­Bundesparteitages 2016 spricht sich die Partei für  
Open Access aus: Mit öffentlichen Mitteln finanzierte Forschungsergebnisse sollen der 
Allgemeinheit zur Verfügung stehen. Wissenschaftliche Einrichtungen und Autoren sollen 
das Recht erhalten, ihre Forschungsergebnisse auf eigenen Servern zugänglich zu machen 
(FDP, 2016, S. 4). 
 
Die FDP war bis 2009 durchgehend im Bundestag vertreten, verpasste aber 2013 mit     
4,8 % der Stimmen die 5­Prozent­Hürde. Die FDP ist in acht Landesparlamenten vertre­





Sitze gesamt Stimmen in % Sitze 
 2012  
Landtag Nordrhein­Westfalen 237 8,6 22 22 
Schleswig­Holsteinischer Landtag 69 8,2 6 6 
 2013  
Hessischer Landtag 110 5,0 6 6 
Niedersächsischer Landtag 137 9,9 14 14 
 2015  
Bremische Bürgerschaft 83 6,6 6 6 
Hamburgische Bürgerschaft 121 7,4 9 9 
 2016  
Landtag von Baden­Württemberg 143 8,3 12 12 
Landtag Rheinland­Pfalz 101 6,2 7 7 
Tabelle 7: Landtagsfraktionen FDP (Stand: 27. Mai 2016) 
 
3.4.7 Freie Wähler 
Die Gründung der Freien Wähler erfolgte am 24.1.2009. Unter dem Dachverband Bun­
desvereinigung Freie Wähler existieren jeweils Landesvereinigungen. Die Partei steht für 
die kommunale Selbstverwaltung und unabhängige Politik (Walther, Poguntke, 2013, S. 
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234­235). Die Partei Freie Wähler ist ausschließlich im Bayerischen Landtag vertreten. 
Der Landesverband zog erstmals 2008 in den Landtag ein und ist nach CSU und SPD die 
drittstärkste Kraft. Bei der Landtagswahl 2013 erhielten die Freien Wähler mit 9 % der 
Stimmen 19 von 180 Sitzen; die Anzahl der Sitze ist zum Stand 27. Mai 2016 unverändert. 
 
3.4.8 Nationaldemokratische Partei Deutschlands (NPD) 
Die Nationaldemokratische Partei Deutschland (NPD) wurde am 28. November 1964 ge­
gründet. Die Partei bekennt sich in ihrem Grundsatzprogramm zu nationaler Identität, 
Souveränität und Solidarität. In ihren Aussagen im Bereich Bildung und Kultur lehnt die 
Partei die Ökonomisierung der Hochschulen und die Studiengebühren ab und fordert die 
Rückkehr zu den Studienabschlüssen Diplom, Magister und Staatsexamen (NPD, 2013, S. 
40). 
 
Bei den letzten drei Bundestagswahlen erreichte die NPD im Schnitt gerade 1,5 % der 
Stimmen. Auf Landesebene ist die NPD ausschließlich im Landtag von Mecklenburg­
Vorpommern vertreten. Bei der Landtagswahl 2011 erhielt sie mit 6 % der Stimmen 5 von 
71 Sitzen; die Anzahl der Sitze ist zum Stand 27. Mai 2016 unverändert. 
 
3.4.9 Piratenpartei Deutschland (Piraten) 
Die Gründung der Piratenpartei Deutschland (Piraten) erfolgte am 10. September 2006 in 
Berlin. Öffentliche Aufmerksamkeit erlangten die Piraten erst aufgrund ihrer Ablehnung 
des Zugangserschwerungsgesetzes (ZugErschwG)38 und der grundsätzlichen Einstellung 
gegen staatliche Zensur im Internet. Im Verlauf der letzten zehn Jahre entwickelte die 
Partei sukzessive ein Vollprogramm und eigene Positionen zu verschiedenen Themen 
(Bartels, 2013, S. 25­26). Im ersten Grundsatzprogramm aus dem Jahr 2006 beschränk­
ten sich die Piraten bewusst auf sechs Themen, um durch die Konzentration auf wenige 
Forderungen die Chancen zu erhöhen diese auch durchsetzen zu können. Open Access 
stellte damals einen zentralen Programmpunkt dar: Im Sinne der Berliner Erklärung for­
derten die Piraten den freien Zugang zu wissenschaftlichem Wissen und kulturellen Wer­
ken im Internet. Die Aufgabe, diesen Zugang zu gewährleisten, liegt in den Händen des 
Staates (Piratenpartei, 2006, S. 8). Im aktuellen Parteiprogramm (Stand: 13. Mai 2016) 
wird Open Access im Kapitel Bildung und Forschung im Abschnitt Freier Zugang zu öf-
fentlichen Inhalten nur kurz erwähnt. Die Vergabe von Fördermitteln sollte an eine Open­
Access­Veröffentlichung der Ergebnisse gebunden werden (Piratenpartei Deutschland, 
2016). Dagegen sind die Open­Access­Forderungen in der Positionierung zur Digitalen 
                                                        
38 Das ZugErschwG sollte den Zugang zu kinderpornographischen Webseiten erschweren. Das Ge­
setz trat am 23. Februar 2010 in Kraft und wurde am 29. Dezember 2011 wieder aufgehoben. 
27 
 
Agenda der Bundesregierung konkreter. Hier setzen sich die Piraten, neben der Forde­
rung des Parteiprogramms, für den freien Zugang zu öffentlich finanzierten Forschungs­
ergebnissen ein. Durch einen aus Bundesmitteln finanzierten Publikationsfonds sollen 
Wissenschaftler bei der Veröffentlichung auf dem goldenen Weg unterstützt werden 
(Piratenpartei Deutschland, 2014, S. 6). 
 
Die Piraten traten erstmals 2009 zur Bundestagswahl an und erreichten 2 % der Stimmen. 
In Hamburg und Hessen nahmen sie 2008 zum ersten Mal an Landtagswahlen teil. Mit 
dem Einzug in das Abgeordnetenhaus von Berlin schafften sie 2011 den Sprung in das ers­
te Landesparlament. Nach den Landtagswahlen 2012 gelang ihnen bei keiner Wahl der 
Einzug in weitere Landesparlamente. Die Piraten sind in vier Landesparlamenten vertre­





Sitze gesamt Stimmen in % Sitze 
 2011  
Abgeordnetenhaus von Berlin 149 8,9 15 15 
 2012  
Landtag Nordrhein­Westfalen 237 7,8 20 18 
Landtag des Saarlandes 51 7,4 4 3 
Schleswig­Holsteinischer Landtag 69 8,2 6 6 
Tabelle 8: Landtagsfraktionen Piraten (Stand: 27. Mai 2016) 
 
3.4.10 Sozialdemokratische Partei Deutschlands (SPD) 
Mit dem Zusammenschluss des Allgemeinen Deutschen Arbeitervereins (ADAV) und der 
Sozialdemokratischen Arbeiterpartei (SDAP) entstand 1875 die Sozialdemokratische Par­
tei Deutschlands (SPD). Die Grundwerte der Partei sind Freiheit, Gerechtigkeit und Soli­
darität. Politisch steht die soziale Gerechtigkeit im Vordergrund, der vorsorgende Sozial­
staat, gleichberechtigte Teilhabe an Bildung und Arbeit und eine soziale Marktwirtschaft 
(SPD, 2007, S. 14­15 u. 18­19). Auf dem Bundesparteitag 2015 beschloss die SPD ihr 
Grundsatzprogramm für die digitale Gesellschaft. Als Voraussetzung für den freien Zu­
gang zu wissenschaftlichen Informationen muss das Urheberrecht überarbeitet und ein 
Zweitverwertungsrecht eingeführt werden (SPD, 2015, S. 16­17). Die Arbeitsgruppe Bil­
dung und Forschung der SPD­Bundestagsfraktion veröffentlichte als Anstoß an das BMBF 
ein Positionspapier mit Vorschlägen für die im Koalitionsvertrag angekündigte OA­
Strategie. 
Die SPD ist seit 1949 durchgehend im Bundestag vertreten. Auf Landesebene ist sie in 
allen Landesparlamenten als Fraktion vertreten und aktuell an 13 Regierungen beteiligt; 






Sitze gesamt Stimmen in % Sitze 
 2011  
Abgeordnetenhaus von Berlin 149 28,3 47 46 
Landtag Mecklenburg­Vorpommern 71 35,6 27 27 
 2012  
Landtag Nordrhein­Westfalen 237 39,1 99 99 
Landtag des Saarlandes 51 30,6 17 18 
Schleswig­Holsteinischer Landtag 69 30,4 22 22 
 2013  
Bayerischer Landtag 180 20,6 42 42 
Hessischer Landtag 110 30,7 37 37 
Niedersächsischer Landtag 137 32,6 49 49 
 2014  
Brandenburger Landtag 88 31,9 30 30 
Sächsischer Landtag 126 12,4 18 18 
Thüringer Landtag 91 12,4 12 13 
 2015  
Bremische Bürgerschaft 83 32,8 30 30 
Hamburgische Bürgerschaft 121 45,6 58 58 
 2016  
Landtag von Baden­Württemberg 143 12,7 19 19 
Landtag Rheinland­Pfalz 101 36,2 39 39 
Landtag von Sachsen­Anhalt 87 10,6 11 11 
Tabelle 9: Landtagsfraktionen SPD (Stand: 27. Mai 2016) 
 
3.4.11 Südschleswigscher Wählerverband (SSW) 
Am 25. Juni 1948 entstand der Südschleswigsche Wählerverband (SSW) als Vertretung 
der dänischen Minderheit und der nationalen Friesen in Südschleswig. Die Partei entwi­
ckelte sich seitdem über die reine Vertretung von Minderheitsinteressen hinaus in Rich­
tung regionale Volkspartei. Seit 2012 bildet der SSW zusammen mit SPD und Grünen die 
erste rot­grün­blaue Regierung und stellt mit Anke Spoorendonk die Ministerin für Justiz, 
Europa und Kultur. Der SSW zählt ca. 3.700 Mitglieder und ist damit drittstärkste Partei 
in Schleswig­Holstein, nach SPD und CDU. Aufgrund der regionalen Verankerung gliedert 
sich der SSW ausschließlich in einen Landesverband mit Orts­ und Kreisverbänden. In 
ihrem Programm konzentriert sich der SSW auf die Gleichstellung von Minderheiten, so­
ziale Gerechtigkeit und die regionale Struktur­ und Wirtschaftsförderung (Dietsche, 2013, 
S. 413 ff.). 
 
Nach dem Wahlgesetz für den Landtag von Schleswig­Holstein (LWahlG), § 3 Wahl der 
Abgeordneten aus den Landeslisten, Absatz 1 sind Parteien der dänischen Minderheit bei 
Landtagswahlen von der 5­Prozent­Hürde ausgenommen. Der SSW erreichte bei der 
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Landtagswahl 2012 insgesamt 4,6 % der Stimmen und damit 3 von 69 Sitzen, diese Zahl 
ist zum Stand 27. Mai 2016 unverändert. 
 
3.5 Durchführung der Befragung 
Für die erste Kontaktaufnahme fiel die Wahl auf die Bundes­ und Landesvorstände. Sie 
vertreten die Parteien nach innen und außen, sollten demnach ihre Positionen wiederge­
ben bzw. einen konkreten Ansprechpartner für die Befragung nennen können. Die 1. An­
frage enthielt die Angaben zur Verfasserin (Name, Studiengang und Hochschule), das Ziel 
der Arbeit sowie die Bitte um Mitteilung eines Ansprechpartners. Einerseits diente die 
erste E­Mail der Information der Parteien, außerdem sollten die Rückmeldungen einen 
ersten Eindruck auf den zu erwartenden Rücklauf der Fragebögen vermitteln. Dahinter 
steht die Überlegung, die Fragen nicht mit der ersten Mail an eine Sammelmailadresse zu 
schicken, sondern an einen konkreten Ansprechpartner der sich mit dem Thema aus­
kennt, was sich wiederum positiv auf den Rücklauf der Befragung auswirkt. Die Anfrage 
wurde an 9 von 11 Bundesvorständen, der in Abschnitt 3.3 ermittelten Parteien, gestellt. 
Ihre E­Mailadressen sind dem bereits in Abschnitt 3.2 erwähnten Parteienverzeichnis des 
Bundeswahlleiters entnommen. Die Parteien CSU und SSW sind ausschließlich in Bayern 
bzw. Schleswig­Holstein organisiert. Folglich entfällt hier die Befragung der Bundes­
verbände. Die Recherche nach den Kontaktdaten der 35 Landesvorstände erfolgte über die 
offiziellen Webseiten der ebenfalls in Abschnitt 3.3 ermittelten Parteien. Die Zusendung 
der Fragebögen erfolgte, je nach Mitteilung, direkt an einen konkreten Ansprechpartner 
oder an die auf die Anfrage antwortende Person. In diesen Fällen wurde erst nach Zusen­
dung der Fragen intern nach einem Ansprechpartner gesucht und die Fragen direkt an die 
Ansprechperson weitergeleitet. 
 
Die Begriffserklärungen sollten Missverständnissen vorbeugen, wurden aber sehr wahr­
scheinlich häufig überlesen, was in einigen Fällen zur Verwechslung von Open Access mit 
Open Government Data führte. Das Problem betraf auch die Hinweise zur Bearbeitung, 
die große Mehrheit der Antworten enthielt keine Einverständniserklärung zur Verwen­
dung und späteren Veröffentlichung der Angaben und musste eigens nachgefragt werden. 
Die in Abschnitt 3.2 angesprochene Erweiterung des Untersuchungszeitraums führte zwar 
zu einem relativ hohen Rücklauf, erforderte allerdings einen hohen Aufwand, außerdem 
waren die Antworten meist sehr knapp und allgemein gehalten. Die Dokumentation der 




3.6 Ergebnisse der Befragung 
Die Beantwortung der Fragen erfolgte überwiegend als Zusammenfassung, nur in wenigen 
Fällen wurden alle Fragen einzeln beantwortet. Diese Form wird für die Darstellung der 
Ergebnisse von den Parteien übernommen. Die Mehrheit der Landesverbände beantwor­
tete den Fragebogen mit Angaben aus Wahlprogrammen und Koalitionsverträgen die be­
reits im Forschungsstand behandelt wurden. In diesen Fällen wird auf das Wahlpro­
gramm bzw. den Koalitionsvertrag hingewiesen, die Angaben aber nicht wiederholt. Eini­
ge Ansprechpartner beantworteten die Fragen als Vertreter der Fraktionen und nicht im 
Namen der Partei. Diese Angaben sind in die Ergebnisse aufgenommen, aber explizit ge­
kennzeichnet. Nicht aufgeführt sind Aussagen die sich auf Open Government Data und 
Open Educational Resources beziehen.  
 
3.6.1 Bundesverbände 
Alternative für Deutschland  
Die AfD vertritt laut Mitteilung zum gegenwärtigen Zeitpunkt keine Position zu Open  
Access. 
Bündnis 90/Die Grünen 
Die Partei Bündnis 90/Die Grünen unterstützt Open Access und Open Data in der Wis­
senschaft. Mit öffentlichen Mitteln finanzierte Forschungsergebnisse sollen durch freie 
Verfügbarkeit zur Förderung des Wissensaustausches in Wirtschaft, Wissenschaft und 
Gesellschaft beitragen. Für staatlich geförderte Forschung soll eine Open­Access­
Verpflichtung eingeführt werden, außerdem ein unabdingbares Zweitverwertungsrecht. 
Die Beantwortung des Fragebogens erfolgte durch Mitglieder der Bundestagsfraktion 
Bündnis 90/Die Grünen, die folgende Angabe gibt demnach die Position der Fraktion, 
nicht der Partei wieder: 
Die Position der Bundestagsfraktion der Grünen gibt der Antrag zur Open­Access­
Förderung vom 21. September wieder. Die Fraktion fordert von der Bundesregierung eine 
Open­Access­Strategie, die vorrangig Wissenschaftler beim Open­Access­Publizieren un­
terstützen und damit die Verbreitung dieser Veröffentlichungen erhöhen soll. Dafür wer­
den Maßnahmen für vier Handlungsfelder vorgeschlagen: 
 Rechtliche Regelungen wie die Einführung eines Zweitveröffentlichungsrechts für wis­
senschaftliche Beiträge. 
 Unterstützung von Open­Access­Strategien der Wissenschaft ­ hier soll u.a. die DFG 
ihre Open­Access­Förderung weiterführen und ausbauen. 
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 Abbau von Benachteiligungen von Open­Access­Publikationen, bspw. in Berufungs­ 
und Besetzungsverfahren. 
 Erhöhung der Transparenz über öffentliche Forschung: öffentlich finanzierte For­
schungsvorhaben und deren Ergebnisse sollen in einer frei zugänglichen Datenbank 
bereitgestellt werden, bspw. in der DFG­Datenbank GEPRIS ­ Geförderte Projekte In­
formationssystem (Deutscher Bundestag, 2011). 
CDU 
Die Position der CDU Deutschland, die Entwicklung einer Open­Access­Strategie, ist im 
Koalitionsvertrag der 18. Legislaturperiode und dem Beschluss Arbeit der Zukunft – Zu-
kunft der Arbeit festgeschrieben.  
FDP 
Der Ansprechpartner der FDP konnte krankheitsbedingt nicht an der Befragung teilneh­
men. 
Freie Wähler 
Die Partei Freie Wähler unterstützt Open Access zu Textpublikationen und Forschungsda­
ten. Wissenschaft und Gesellschaft profitieren durch den freien Zugang zu wissenschaftli­
chen Informationen und der dadurch erreichten Erhöhung des Wissensaustausches. Die 
Partei befürwortet rechtliche Regelungen zur Open­Access­Förderung, auf Bundesebene 
hat sie sich für das Zweitveröffentlichungsrecht eingesetzt. Zusätzlich müssen sich Wis­
senschaftseinrichtungen, Bibliotheken und Wissenschaftler verstärkt über die Verbesse­
rung der Rahmenbedingungen verständigen und zielgerichtet Projekte unterstützen. 
Die Linke 
Die Linke setzt sich für Open Access zu Textpublikationen und Forschungsdaten ein, au­
ßerdem für Open Access zu sog. grauer Literatur39. Wissenschaftliche Ergebnisse sollen 
bereits bei der Erstveröffentlichung frei zugänglich sein. Das Ziel, Open Access als Stan­
dard des wissenschaftlichen Publizierens zu etablieren, soll durch verschiedene Maßnah­
men erreicht werden. Dazu zählt u.a. der Auf­und Ausbau von Open­Access­Repositorien 
an Hochschulen und wissenschaftlichen Einrichtungen sowie die Verwendung freier Li­
zenzen. Weiterhin die Schaffung von Anreizsystemen zur Veröffentlichung auf dem golde­
nen Weg und die Verpflichtung zur Open­Access­Veröffentlichung von Forschungsergeb­
nissen, die in mit Mitteln des Bundes geförderten Projekten entstanden sind. Als konkrete 
Maßnahme zur Förderung des grünen Weges fordert die Linke die Ausweitung des Zweit­
veröffentlichungsrechts auf alle Wissenschaftler. Die Einschränkung des ZVR auf die 
                                                        
39 Graue Literatur bezeichnet Veröffentlichungen, die nicht über den Buchhandel vertrieben wer­
den. Herausgeber sind u.a. Behörden, Forschungseinrichtungen u. Vereine. 
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nicht­gewerbliche Nutzung der zweitveröffentlichten Beiträge sollte aufgehoben werden, 
außerdem die Frist zwischen Erst­ und Zweitveröffentlichung von zwölf auf sechs Monate 
verkürzt werden. Vorstellbar ist auch ein Komplettverzicht auf die Frist sofern die Erst­
veröffentlichung angegeben wird. Zur Unterstützung des goldenen Weges soll öffentlich 
geförderte Forschung peu à peu an eine Open­Access­Erstveröffentlichung gebunden wer­
den. Zur Finanzierung der Maßnahmen des grünen und goldenen Weges und Open Access 
zu Forschungsdaten schlägt die Linke das Förderprogramm Digitalisierung der Wissen-
schaft auf Bundesebene vor. Damit sollen Hochschulen und Forschungseinrichtungen 
bzw. deren Bibliotheken mit Fördermitteln beim Auf­ und Ausbau sowie der Vernetzung 
von Open­Access­Repositorien und ­Zeitschriften unterstützt werden. 
NPD 
Die NPD erteilte keine Genehmigung zur Veröffentlichung ihrer Angabe zu Open Access 40. 
Über die offizielle Webseite der Partei ließen sich keine Informationen zu Open Access 
ermitteln. 
Piraten 
Die Piraten sprechen sich explizit für Open Access zu Textpublikationen und Forschungs­
daten aus, darüber hinaus für freien Zugang zum kulturellen Erbe. Die Unterstützung des 
grünen Weges ist vorrangig durch Gesetzesänderungen zu erreichen; grundsätzlich sollte 
das Publizieren auf diesem Weg immer erlaubt sein. Forschungsergebnisse als allgemeines 
Gut sollten langfristig von der eingeschränkten Nutzung ausgenommen und unter CC­
Lizenz veröffentlicht werden. Hier ist zu überlegen auf die Hochschulen einzuwirken eige­
ne Regelungen zu beschließen bzw. auf Landesebene die Hochschulgesetze zu verändern. 
Zur Förderung des goldenen Weges soll eine Open­Access­Zeitschrift ­ nach dem Modell 
von PLOS ONE ­ eine Anschubfinanzierung aus Bundesmitteln erhalten. Auf Bundes­ und 
Landesebene sollte der goldene Weg durch Fonds unterstützt, das DFG­Programm Open 
Access Publizieren weiterentwickelt werden. 
SPD 
Die Partei SPD konnte den Fragebogen aus Zeitgründen nicht ausführlich beantworten 
und verweist auf die Open­Access­Angabe in ihrem Grundsatzprogramm Digital Leben. 
  
                                                        
40 Aus diesem Grund wurden die in der angenommenen Prüfungsarbeit enthaltenen Aussagen der 




Bündnis 90/Die Grünen 
 Der Landesverband Baden­Württemberg unterstützt Open Access in der Wissenschaft 
und verweist auf die entsprechenden Aussagen der Koalitionsverträge der 15. und 16. 
WP und die Strategie E-Science. Zur Unterstützung des grünen Weges und als Reakti­
on auf das Zweitveröffentlichungsrecht erfolgte die Neuregelung des LHG (s. dazu Ab­
schnitt 2.4.2). In diesem Zusammenhang sollten Hochschulen bzw. Betreiber von 
Repositorien bei deren Aufbau und Betrieb mit Förderprogrammen unterstützt wer­
den. Auf Bundesebene unterstützt die Partei ein Open­Access­freundliches Urheber­
recht. Ein geeignetes Mittel zur Unterstützung des goldenen Weges stellen Anreizpro­
gramme dar, eine Verpflichtung zur Veröffentlichung wird im Hinblick auf die Hoch­
schulautonomie und die Forschungsfreiheit nicht unterstützt. Der Aufbau von Baden­
Württemberger Open­Access­Zeitschriften ist als Fördermöglichkeit ebenfalls in Be­
tracht zu ziehen. Zur Finanzierung des goldenen Weges ist die Übernahme von Publi­
kationskosten denkbar. Open Access zu Forschungsdaten wird grundsätzlich unter­
stützt, gesetzliche Regelungen sind in Anbetracht der Autonomie der Hochschulen 
nicht geplant. 
 Der Landesverband Bremen verweist auf die Aussagen zu Open Access und Open Data 
im Programm zur Bürgerschaftswahl 2015 und im Koalitionsvertrag der 15. WP. 
 Die folgende Angabe gibt die Position der Grünen Bürgerschaftsfraktion Hamburg 
wieder, nicht des Landesverbandes: Die Fraktion unterstützt das Ziel, Ergebnisse öf­
fentlich finanzierter Forschung frei zugänglich zu machen. 
 Der Landesverband Hessen sieht Open Access in der Zuständigkeit des Bundesgesetz­
gebers und verweist auf die Open­Access­Position der Bundespartei. 
 Der Landesverband Niedersachsen verweist auf die im Koaltionsvertrag der 17. WP 
angekündigte Entwicklung einer Open­Access­Strategie. 
 Der Landesverband Nordrhein­Westfalen unterstützt Open Access, Open Data und 
Open Science. Open Access sollte durch folgende Maßnahmen gefördert werden: ver­
besserte Beratungs­ und Informationsangebote für Wissenschaftler, Förderung der 
Open­Access­Angebote wissenschaftlicher Einrichtungen und die Anpassung des 
Zweitveröffentlichungsrechts auf Bundesebene. Der Landesverband verweist außer­
dem auf die Open­Access­Angebote des Hochschulbibliothekszentrums des Landes 
Nordrhein­Westfalen (hbz); dem Hosting von Open­Access­Repositorien und der 
Plattform DiPP41 zur Veröffentlichung von Open­Access­Zeitschriften. Eine landesge­
setzliche Open­Access­Regelung wird es in Nordrhein­Westfalen aufgrund verfas­
sungsrechtlicher Bedenken nicht geben. 
                                                        
41 https://www.hbz­nrw.de/produkte/open­access/dipp [letzter Zugriff: 12.9.2016] 
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 Der Landesverband Rheinland­Pfalz unterstützt Open Access und Open Data im Wis­
senschaftsbereich und befürwortet Initiativen der Bundestagsfraktion der Grünen, wie 
bspw. die Änderung des Zweitveröffentlichungsrechts und die Entwicklung einer    
Open­Access­Strategie. 
 Der Landesverband Sachsen­Anhalt hat den Fragebogen nicht beantwortet. 
 Der Landesverband Schleswig­Holstein verweist auf die Open­Access­Aussage des 
Koalitionsvertrages der 18. WP, die beschlossene OA­Strategie und den Publikations­
fonds der Landesregierung. 
 Der Landesverband Thüringen spricht sich für Open Access zu Textpublikationen und 
Forschungsdaten aus. Die geplante OA­Strategie soll zur Erhöhung der Open­Access­
Publikationen in Thüringen beitragen, zentrales Element im Entwicklungsprozess 
wird die Finanzierung darstellen. Zur Förderung des goldenen Weges können im Hin­
blick auf die Autonomie der Hochschulen nur Anreize in Form von Ziel­ und Leis­
tungsvereinbarungen gegeben werden. 
CDU  
 Die Positionen der Landesverbände Berlin, Mecklenburg­Vorpommern und Sachsen­
Anhalt konnten nicht ermittelt werden, da die Ansprechpartner den Fragebogen nicht 
beantwortet haben. 
 Der Landesverband Baden­Württemberg steht aufgrund der Wissenschafts­ und damit 
verbundenen Publikationsfreiheit gesetzlichen Regelungen zum grünen Weg ableh­
nend gegenüber. Zur Umsetzung des goldenen Weges sollte der Aufbau der notwendi­
gen Infrastruktur aus Landesmitteln zur Forschungsförderung unterstützt werden. 
 Der Landesverband Hessen vertritt die Open­Access­Position der Bundespartei. 
 Der Landesverband Saarland stimmt mit der Open­Access­Aussage des Beschlusses 
Arbeit der Zukunft - Zukunft der Arbeit überein. Vertreter des Landesverbandes Saar 
waren an der Ausarbeitung beteiligt und haben den Antrag auf dem 28. Parteitag der 
CDU Deutschlands mitbeschlossen. 
 Der Landesverband Sachsen verweist auf die Digitalisierungsstrategie des Freistaates 
Sachsen, Sachsen Digital. Diese wird zukünftig auch Open Access berücksichtigen. 
CSU 
 Die Position der Partei CSU konnte nicht ermittelt werden, da der Fragebogen nicht 
beantwortet wurde. 
Die Linke 
 Der Landesverband Brandenburg unterstützt Open Access zu Textpublikationen und 
Forschungsdaten. Unterstützende Maßnahmen sind momentan nicht geplant, es gibt 
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aber Überlegungen für die Zukunft, um die Zahl der Open­Access­Veröffentlichungen 
zu steigern. Dazu zählen Zielvereinbarungen mit den Hochschulen, finanzielle Anreize 
bspw. durch einen Publikationsfonds oder die Verpflichtung zur Open­Access­
Veröffentlichung der Teile der Forschung die öffentlich kofinanziert werden. Voraus­
setzung für diese Maßnahmen ist der Ausbau der IT­Infrastruktur in Brandenburg. 
 Der Landesverband Thüringen vertritt die Open­Access­Position der Fraktion Die Lin­
ke im Bundestag. 
FDP 
 Der Landesverband Rheinland­Pfalz vertritt die Open­Access­Position der Bundes­
partei und verweist auf den Beschluss des Bundesvorstandes vom 31. März 2014 und 
den Beschluss des Bundesparteitages vom 23./24. April 2016. Open Access wird Be­
standteil des Wahlprogramms zum 19. Deutschen Bundestag sein. 
SPD 
 Im Landesverband Berlin gibt es keinen Ansprechpartner für Open Access. Der Lan­
desverband verweist auf das Programm zur Wahl des Abgeordnetenhauses 2016,    
Unser Programm: Berlin. 
 Der Landesverband Brandenburg sieht Open Access in der Zuständigkeit des Bundes­
gesetzgebers und verweist auf die Open­Access­Position der Bundespartei. 
 Der Landesverband Bremen unterstützt Open Access zu Textpublikationen und For­
schungsdaten und verweist auf die Novellierung des Bremischen Hochschulgesetzes 
(BremHG) durch das dritte Hochschulreformgesetz. Laut BremHG § 75 Durchführung 
von Forschung mit Mitteln Dritter, Absatz 5 „soll ein kostenloser Zugang zu wissen-
schaftlichen Veröffentlichungen in digitaler Form gewährt (open access) werden, 
soweit nicht berechtigte Interessen […] entgegenstehen. Dies kann im Wege der Pri-
märpublikation in digitaler Form oder im Wege der zeitgleichen oder nachträglichen 
Bereitstellung von bereits anderweitig veröffentlichten Wissenschaftstexten oder 
Forschungsdaten erfolgen“. (Die Änderung trat 23. März 2015 in Kraft). Als Maßnah­
me zur Unterstützung des grünen Weges nennt der Landesverband den Open­Access­
Server E­LIB42 der Staats­ und Universitätsbibliothek Bremen (SuUB). 
 Der Landesverband Hamburg verweist auf die Open­Access­Aussage des Koalitions­
vertrages der 21. WP, vertritt die Open­Access­Position der Bundespartei und befür­
wortet die Vorschläge für eine OA­Strategie der Arbeitsgruppe Bildung und Forschung 
der SPD­Bundestagsfraktion. 
 Der Landesverband Mecklenburg­Vorpommern stimmt grundsätzlich mit der Open­
Access­Position der Bundespartei überein und befürwortet die Vorschläge für eine OA­
                                                        
42 http://elib.suub.uni­bremen.de/ [letzter Zugriff: 12.9.2016] 
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Strategie der Arbeitsgruppe Bildung und Forschung der SPD­Bundestagsfraktion. Der 
Landesverband respektiert allerdings die Autonomie der Hochschulen, die ihrerseits 
keine Maßnahmen zur Open­Access­Unterstützung in die Zielvereinbarungen 2016­
202043 eingebracht haben. 
 Der Landesverband Niedersachsen verweist auf die im Koalitionsvertrag der 17. WP 
festgeschriebene Entwicklung einer OA­Strategie. Maßnahmen zur Open­Access­
Unterstützung liegen grundsätzlich in der Verantwortung der Hochschulen. 
 Der Landesverband Nordrhein­Westfalen vertritt die Open­Access­Position der Bun­
despartei und unterstützt die Open­Access­Initiativen der SPD­Bundestagsfraktion. 
Analog zum Landesverband der Grünen verweist der SPD­Landesverband auf die An­
gebote des hbz. Eine Maßnahme zur Förderung des goldenen Weges stellen die Open­
Access­Publikationsfonds der Hochschulen Bielefeld, Bochum, Duisburg­Essen, Düs­
seldorf und Münster dar. 
 Der Landesverband Rheinland­Pfalz unterstützt Open Access zu Textpublikationen 
und Forschungsdaten. Auf Bundesebene hat sich der Landesverband für ein nicht­
kommerzielles Zweitveröffentlichungsrecht nach Ablauf einer Frist von sechs Monaten 
eingesetzt. Die Landesregierung unterstützt die Hochschulen bei ihren Open­Access­
Angeboten und verweist auf die Open­Access­Angebote der Johannes Gutenberg Uni­
versität Mainz, bspw. den Open­Access­Publikationsfonds und Gutenberg Open44. 
 Die Position des Landesverbandes Saarland konnte nicht ermittelt werden, da der An­
sprechpartner aus Zeitgründen nicht an der Befragung teilgenommen hat. 
 Der Landesverband Sachsen vertritt die Open­Access­Position der Bundespartei und 
verweist auf die Digitalisierungsstrategie des Freistaates Sachsen, Sachsen Digital. 
Diese wird zukünftig auch Open Access berücksichtigen. 
 Der Landesverband Sachsen­Anhalt vertritt die Open­Access­Position der Bundes­
partei. 
 Die Position des Landesverbandes Schleswig­Holstein konnte nicht ermittelt werden, 
da der Ansprechpartner den Fragebogen nicht beantwortet hat. 
 Der Landesverband Thüringen verweist auf die Open­Access­Aussage des Koalitions­
vertrages der 6. WP. 
SSW 
Der Ansprechpartner der SSW hat den Fragebogen nicht beantwortet, die Position der 
Partei ließ sich daher nicht ermitteln. 
                                                        
43 Drucksache 6/5060: http://www.dokumentation.landtag­
mv.de/Parldok/dokument/37369/zustimmung­des­landtages­gem%c3%a4%c3%9f­%c2%a7­15­
absatz­3­satz­6­des­gesetzes­%c3%bcber­die­hochschulen­des­landes­mecklenburg­vorpommern­
hier­zielvereinbarungen.pdf [letzter Zugriff: 12.9.2016] 
44 https://publications.ub.uni­mainz.de/opus/index_opus.html [letzter Zugriff: 12.9.2016] 
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4. Datenauswertung  
Da die Partei AfD aktuell keine Position zu Open Access vertritt wird sie im Folgenden 
nicht berücksichtigt, ebenso die NPD, für deren Parteiangabe keine Veröffentlichungs­
genehmigung erteilt wurde45. Gleiches gilt für die CSU und den SSW deren Position durch 
die Befragung nicht ermittelt werden konnte. 
4.1 Parteien 
Bündnis 90/Die Grünen 
Die Open­Access­Position der Partei ist im Beschluss der Bundesdelegiertenkonferenz 
festgeschrieben. Der grüne Weg wird durch das Zweitveröffentlichungsrecht auf Bundes­ 
und Landesebene unterstützt. Zur finanziellen Unterstützung des goldenen Weges wird 
die Übernahme von Publikationskosten vorgeschlagen. 
CDU  
Das Thema Open Access zu Textpublikationen und Forschungsdaten genießt in der Partei 
weder auf Bundes­ noch auf Landesebene Priorität. Über die Parteiposition hinaus, die 
Entwicklung einer OA­Strategie, gibt es keine Aussagen über unterstützende Maßnahmen 
bzw. deren Finanzierung. Einzig der Landesverband Baden­Württemberg spricht sich für 
die Unterstützung des goldenen Weges aus. 
Die Linke 
Die Bundesarbeitsgemeinschaft Wissenschaftspolitik der Linken sprach sich bereits 2009 
für Open Access aus. Die Bundespartei fordert Open Access zu Texten und Forschungsda­
ten, langfristig wird der goldene Weg angestrebt, der grüne Weg soll durch die Änderung 
des Zweitveröffentlichungsrechts unterstützt werden. Unterstützende Maßnahmen sollen 
durch ein Bundesprogramm, Digitalisierung der Wissenschaft, gefördert werden. Auf 
Landesebene werden bisher keine konkreten Maßnahmen unterstützt. 
FDP 
Die FDP positioniert sich in den Beschlüssen des Bundesvorstandes und des Bundespar­
teitages vorrangig zum grünen Weg des Open Access und unterstützt das Zweitveröffentli­
chungsrecht. Aussagen zum goldenen Weg, zu Forschungsdaten und der Finanzierung 
unterstützender Maßnahmen ließen sich nicht ermitteln. 
  
                                                        
45 Aus diesem Grund wurden die in der angenommenen Prüfungsarbeit enthaltenen Aussagen der 




Die Freien Wähler unterstützen Open Access im Wissenschaftsbereich. Konkrete Maß­
nahmen und deren Finanzierung ließen sich nicht ermitteln. 
Piraten  
Die Piraten fordern bereits in ihrem ersten Grundsatzprogramm 2006 freien Zugang zu 
wissenschaftlichem Wissen und kulturellen Werken. Der grüne Weg soll durch Gesetzes­
änderungen gefördert werden, langfristig wird der goldene Weg angestrebt. Mit der Fi­
nanzierung von Publikationsfonds auf Bundes­ und Landesebene und der Weiterentwick­
lung des DFG­Projekts Open-Access-Publizieren soll der goldene Weg unterstützt werden. 
Auf Landesebene war die Berliner Piraten­Fraktion Initiator der Open-Access-Strategie 
für Berlin. 
SPD 
Die Open­Access­Position der Partei ist im Grundsatzprogramm Digital Leben festge­
schrieben. Der grüne Weg wird durch das Zweitveröffentlichungsrecht auf Bundes­ und 




Auf Grundlage der ermittelten Informationen, lassen sich die Länder hinsichtlich ihrer 
Open­Access­Förderung in drei Typen einteilen: 
Typ I – Länder mit Open­Access­Strategie 
Zum Typ I gehören Länder mit beschlossenen Open­Access­Strategien: Baden­
Württemberg, Berlin und Schleswig­Holstein.  
In Baden­Württemberg existiert mit E-Science ein ausformuliertes Konzept zur Weiter­
entwicklung der wissenschaftlichen Infrastruktur. Das Land fördert E­Science mit insge­
samt 3,7 Mio. Euro und hat die Weiterentwicklung im Koalitionsvertrag der 16. WP fest­
gehalten. Zur weiteren Unterstützung erfolgte umgehend nach Inkrafttreten des Zweitver­
öffentlichungsrechts die Novellierung des LHG. In Schleswig­Holstein wird die 2014 be­
schlossene Open­Access­Strategie umgesetzt, für die Jahre 2016 bis 2020 werden aus dem 
Publikationsfonds jährlich 100.000 Euro für die Übernahme von Publikationskosten be­
reitgestellt. Auch der Senat von Berlin fördert die finanzielle Umsetzung der Open-Access-
Strategie für Berlin. Von 2016 bis 2020 werden 55 Mio. Euro für die Berliner Qualitätsof­
fensive bereitgestellt, u.a. auch für die Umsetzung der OA­Strategie. 
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Typ II – Länder mit Open­Access­Unterstützung 
Zum Typ II, der Länder, die Open Access unterstützen, gehören Brandenburg, Bremen 
und Hamburg. 
In Bremen ist Open Access seit 2015 im BremHG verankert. In Brandenburg wird eine 
OA­Strategie vom Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kultur in Betracht gezo­
gen. Alternativ wäre hier auch der Anschluss an die Berliner oder Schleswig­Holsteiner­
Strategie eine Möglichkeit. In Hamburg wird im HOA­Projekt bereits seit Anfang 2016 an 
der Umsetzung der im Koalitionsvertrag der 21. WP angekündigten OA­Strategie gearbei­
tet. 
Typ III – Länder mit Open­Access­Angeboten 
Zum Typ III zählen Länder ohne beschlossene Open­Access­Strategie, ohne Verankerung 
von Open Access im Hochschulgesetz und ohne die Absicht, daran in naher Zukunft etwas 
zu ändern. Es bestehen Open­Access­Angebote der Hochschulen, etwa der Betrieb von 
Open­Access­Repositorien oder Publikationsfonds. Zu diesen Ländern zählen Bayern, 
Hessen, Mecklenburg­Vorpommern, Niedersachsen, Rheinland­Pfalz, das Saarland, Sach­
sen, Sachsen­Anhalt und Thüringen. Zum Typ III zählt auch das Land Nordrhein­
Westfalen: Die Möglichkeit, Open Access 2014 HG zu verankern wurde nicht ergriffen, 
obwohl es, wie Kuhlen (2014, S. 1­2) in einer Stellungnahme bereits bemängelte „… dafür 
in verschiedenen Paragraphen Gelegenheit gegeben hätte: 
§ 4 Freiheit in Wissenschaft, Forschung, Lehre und Studium   
§ 35 Dienstaufgaben der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer 





Die Aussagen der Landesregierungen von Niedersachsen und Thüringen zeigen deutlich, 
dass die Ankündigung einer Open­Access­Strategie in einer Koalitionsvereinbarung kein 
Indiz dafür ist, dass eine solche Strategie beschlossen bzw. in Betracht gezogen wird. Das 
zugrunde liegende Problem deutete sich bereits bei der Untersuchung der Wahlprogram­
me der Parteien an und wurde durch die Antworten der Parteien bestätigt: Das uneinheit­
liche Verständnis der Begriffe Open Access und Open­Access­Strategie führt zu Missver­
ständnissen. Im wissenschaftlichen Bereich wird der Begriff für den entgeltfreien Zugang 
zu wissenschaftlichem Wissen verwendet – zu Textpublikationen oder zu Forschungsda­
ten. In anderen Bereichen, wie der Politik wird unter dem Begriff Open Access darüber 
hinaus auch Open Government Data, Open Educational Resources und Digitalisierung 
subsumiert. Die vielfältige Verwendung begünstigt Fehlinterpretationen: wie die Landes­
regierungen von Niedersachsen und Thüringen Open Access oder Open­Access­Strategie 
definieren, deckt sich offensichtlich nicht mit dem Open­Access­Verständnis der Open­
Access­Gemeinschaft. Falls die Bundesregierung wie geplant die Open­Access­Strategie 
für Deutschland noch in diesem Jahr veröffentlicht, ist angesichts der maßgeblichen Be­
teiligung der CDU eine Strategie mit Apellcharakter zu erwarten. Aufgrund der Vorrang­
stellung der Hochschulautonomie sind gesetzliche Regelungen unwahrscheinlich oder 
wenn, nur eingeschränkt anwendbar, ähnlich wie das Zweitveröffentlichungsrecht, das 
Beiträge der Wissenschaftler an staatlichen Hochschulen ausnimmt. 
 
Eine wirkliche Veränderung im wissenschaftlichen Publikationswesen wird durch die  
Politik höchstwahrscheinlich nicht erreicht werden. Open Access braucht umsetzbare 
Maßnahmen und die Bereitschaft diese auch zu finanzieren ­ über mehr als eine Legisla­
turperiode hinaus. Das konventionelle Publikationsmodell kann nicht verändert werden, 
wenn, wie in Baden­Württemberg, die Landesregierung eine Strategie beschließt, die 
nächste Regierung einen Teil dieser Strategie, wie die Zweitveröffentlichungspflicht, wie­
der auf den Prüfstand stellt. Für den langfristigen Umstieg auf Open Access liegen die Po­
sitionen der Parteien entweder zu weit auseinander oder genießen völlig unterschiedliche 
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Anhang D: Hinweise zur Bearbeitung des Fragebogens 
 
 
1. Um Missverständnisse zu vermeiden folgt eine kurze Begriffserklärung: 
 
Open Access zu Textpublikationen meint, dass wissenschaftliche Literatur als Er­
gebnis öffentlich finanzierter Forschung für alle Interessierten weltweit kostenlos im In­
ternet verfügbar sein soll. Sofern die Rechte der jeweiligen Autorin/des Autors nicht ver­
letzt werden, ist eine Weiterbearbeitung­ und Verwendung dieser Literatur erlaubt. Der 
grüne Weg bezeichnet die zusätzliche Bereitstellung bereits veröffentlichter wissen­
schaftlicher Dokumente auf Open­Access­Repositorien. Der goldene Weg bezeichnet die  
Erstveröffentlichung eines wissenschaftlichen Werkes in einer Open­Access­Zeitschrift 
oder einem Open­Access­Verlag.   
Open Access zu Forschungsdaten: Genau wie wissenschaftliche Literatur sollen For­
schungsdaten kostenlos im Internet verfügbar sein. Sie dürfen weiterbearbeitet und ver­
breitet werden sofern der Urheber korrekt angegeben wird.  
 Die Fragen beziehen sich nicht auf Open Government Data. 
 
2. Bitte antworten Sie innerhalb von 14 Tagen, bis zum [Datum]. 
 
3. Es ist vorgesehen, die Bachelorarbeit Open Access zu veröffentlichen. Daher bitte ich 
Sie um folgendes: Erteilen Sie mir in Ihrer Antwortmail das Einverständnis zur  Ver­
wendung und Veröffentlichung der von Ihnen gemachten Parteiangaben zum Thema 
Open Access. 
 
4. Ich freue mich über weitere Informationen zum Thema, Angaben, die Ihnen wichtig 





Anhang E: Fragebogen  
 
Open Access zu Textpublikationen: 
 
1. Wie lautet die Position der [Name der Partei/des Landesverbandes] zum Thema  
Open Access zu Textpublikationen?  
2. Welche konkreten gesetzlichen Maßnahmen zur Umsetzung des grünen Weges des 
Open Access unterstützt die [Name der Partei/des Landesverbandes]? 
3. Wie sollen Maßnahmen zur Förderung des grünen Weges des Open Access aus 
Sicht der [Name der Partei/des Landesverbandes] finanziert werden? 
4. Welche konkreten gesetzlichen Maßnahmen zur Umsetzung des goldenen Weges 
des Open Access unterstützt die [Name der Partei/des Landesverbandes]? 
5. Wie sollen Maßnahmen zur Förderung des goldenen Weges des Open Access aus 
Sicht der [Name der Partei/des Landesverbandes] finanziert werden? 
 
Open Access zu Forschungsdaten: 
 
6. Wie lautet die Position der [Name der Partei/des Landesverbandes] zum Thema  
Open Access zu Forschungsdaten?  
7. Welche gesetzlichen Regelungen zur Förderung des Open Access zu Forschungsda­
ten unterstützt die [Name der Partei/des Landesverbandes]? 
8. Wie sollen Maßnahmen zur Förderung des Open Access zu Forschungsdaten aus 
Sicht der [Name der Partei/des Landesverbandes] finanziert werden? 
 
Frage zur Funktion des Antwortenden 
 




Anhang F: Dokumentation zur Befragung der Parteien 
Zusätzliche Kontaktaufnahmen aufgrund des fehlenden Einverständnisses zur Verwen­
dung und Veröffentlichung der Angaben sind nicht einbezogen. 
Im Folgenden werden diese Abkürzungen verwendet:  
 AP = Ansprechpartner 
 BV = Bundesverband 
 FB = Fragebogen 







1x Anfrage BV 
1x Erinnerung BV 
1x Zusendung Fragebogen AP 
1x Erinnerung AP 
Bündnis 90/Die Grünen 3 
1x Anfrage BV 
1x Kommunikation BV 




Zusendung Fragebogen AP 
Kommunikation AP 
Kommunikation BV 
Die Linke 3 
1x Anfrage BV 
1x Zusendung Fragebogen AP 
1x Erinnerung AP 
FDP 2 
1 x Anfrage BV 
1x Zusendung Fragebogen BV 
 FB wurde nicht beantwortet 
Freie Wähler 2 
1x Anfrage BV 




Zusendung Fragebogen AP 
Erinnerung AP 
Piraten 2 
1x Anfrage BV 
1x Zusendung Fragebogen AP 
SPD 5­10 
Anfrage BV 
Zusendung Fragebogen AP 
Erinnerung AP 
Kommunikation AP 









1x Anfrage LV  
1x Zusendung Fragebogen LV 
Bremen 5­10 
Anfrage LV 
















1 x Anfrage LV 
1x Zusendung Fragebogen AP 
Nordrhein­Westfalen 2 
1x Anfrage LV 
1x Zusendung Fragebogen AP 
Rheinland­Pfalz 5­10 
Anfrage LV 






Zusendung Fragebogen LV 
Kommunikation AP 
Erinnerung AP 




Zusendung Fragebogen LV 
Erinnerung AP 
Thüringen 3 
1x Anfrage LV 
1x Erinnerung LV 
1x Zusendung Fragebogen AP 














Zusendung Fragebogen AP 
 FB wurde nicht beantwortet 
Hessen 5 
1x Anfrage LV 
3x Erinnerung LV 




Zusendung Fragebogen LV 
Erinnerung LV 
 FB wurde nicht beantwortet 
Saarland 5­10 
Anfrage LV 











Zusendung Fragebogen LV 
 FB wurde nicht beantwortet 











Zusendung Fragebogen LV 
 FB wurde nicht beantwortet 













1x Anfrage LV 
1x Zusendung Fragebogen LV 
1x Erinnerung LV 
Thüringen 4 
1x Anfrage LV 
1x Erinnerung LV 
1x Zusendung Fragebogen LV 
1x Erinnerung LV 







1x Anfrage LV 
1x Zusendung Fragebogen AP 
1x Erinnerung AP 
1x Kommunikation AP 







1x Anfrage LV 
2x Erinnerung LV 
1x Kommunikation LV 
Brandenburg 4 
1x Anfrage LV 
2x Erinnerung LV 
1x Zusendung Fragebogen LV 
Bremen 5­10 
Anfrage LV 









1x Anfrage LV 
1x Zusendung Fragebogen AP 
Niedersachsen 3 
1x Anfrage LV 
1x Erinnerung an LV 















Zusendung Fragebogen AP 
Erinnerung AP 
Saarland 2 
1x Anfrage LV 
1x Erinnerung LV 
 FB wurde nicht beantwortet 
Sachsen 3 
1x Anfrage LV 
1x Erinnerung LV 
1x Zusendung Fragebogen AP 
Sachsen­Anhalt 3 
1x Anfrage LV 
1x Zusendung Fragebogen LV 




Zusendung Fragebogen AP 
Erinnerung AP 
Kommunikation LV 
 FB wurde nicht beantwortet 
Thüringen 5 
1x Anfrage LV 
2x Erinnerung LV 
1x Zusendung Fragebogen LV 









Zusendung Fragebogen AP 
Erinnerung AP 
Kommunikation AP 
 FB wurde nicht beantwortet 
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ohne fremde Hilfe verfasst, andere als die von mir angegebenen Quellen und Hilfsmittel 
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